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Intervention!
Trotzdem Verluste bei Außenständen verhüten!

l I I B
B ü rge rl. Recht 
Außenstände

1
In te rv e n tio n

ln  der heutigen schweren Zeit wird mancher Geschäftsmann durch große Forderungsausfälle in 
Schwierigkeiten gebracht, die weitere Verlustkreise in der Geschäftswelt ziehen. Die Sicherung von 
zweifelhaften und scheinbar uneinbringlichen Forderungen bei böswilligen Schuldnern und die damit 
mögliche Verhütung von Verlusten und Schwierigkeiten liegt daher im privat- und volkswirtschaft
lichen Interesse. Nachstehend werden einige Möglichkeiten aufgezählt, durch die mancher in Un
kenntnis lebende Gläubiger seine scheinbar verlorenen Außenstände zu sichern vermag.

Wenn heutzutage der Gläubiger ein vollstreckbares
Urteil besitzt

und den Schuldner pfänden läßt, kommt es sehr 
häufig vor, daß von Dritten gegen die Pfändung 
Einsprüche erhoben und Eigentumansprüche auf 
die gepfändeten Stücke erhoben werden. Dem Ein
spruch gegen die erfolgte Pfändung und dem Frei
gabeverlangen der von dem Gläubiger gepfändeten 
Gegenstände liegen hauptsächlich folgende übliche 
Anlässe zugrunde:

die Ehefrau des Schuldners interveniert und 
macht Eigentumsansprüche auf die gepfändeten 
Objekte geltend;

oder die Intervention erfolgt von seiten eines Dar
lehnsgläubigers, der auf Grund eines mit dem 
Schuldner geschlossenen Übereignungs- und Siche
rungsvertrages behauptet, die gepfändeten Objekte 
gehörten ihm, da sie ihm als Sicherheit für dem 
Schuldner dargeliehene Kapitalien übereignet seien.

Der Gläubiger, der seine Forderung an den 
Schuldner durch die verlangte Pfändung zu sichern 
suchte, wird nun durch derartige Interventionen 
vielfach zur Aufgabe der Pfändung und zur Ein
buße seiner Forderung veranlaßt. Die Verluste, die 
auf diese Weise Gläubigern entstehen, sind ganz 
enorm und tragen nicht selten einen großen Teil
Schuld an den schweren wirtschaftlichen Zusammen

brüchen.
Und doch lassen sich diese Verluste zum großen 
Teil vermeiden, wenn der Gläubiger vor der Zurück
ziehung der Pfändung erst genau prüft, ob die gegen 
die Pfändung vorliegende Intervention auch zu 
Recht besteht. Der Gläubiger kann vielfach seine 
Forderung noch retten, wenn er, unter der Voraus
setzung, daß es die Urteilsumme eben lohnt, die 
Pfandobjekte in keinem Falle frei gibt, ohne vorher

den durch die Intervention erhobenen Anspruch 
genauestens geprüft zu haben.

Gar mancher Gläubiger streicht auch seine For
derung in den Büchern und findet sich mit dem 
Verlust ab, wenn auf Grund einer bei dem Schuld
ner veranlaßten Pfändung ,,die Mitteilung des Ge
richtsvollziehers über die erfolglos erfolgte Pfän
dung mangels vorhandener Pfändungsobjekte“ ein
geht. Oder wenn der Vollziehungsbeamte dem 
Gläubiger mitteilt, daß nichts zu holen sei, weil etwa 
der Betrieb des Schuldners eingegangen und auf 
einen Dritten übertragen sei. Die Gläubiger, die in 
allen diesen Fällen nichts unternehmen und ihre 
Forderung einfach einbüßen, haben in der Regel 
keine oder wenig Kenntnis davon,
welche Möglichkeiten es gibt,
bei scheinbar aussichtslosen Verhältnissen durch 
entsprechendes Vorgehen den zahlungsunwilligen 
Schuldner doch noch zur Bezahlung seiner Schul
den zu veranlassen; ebenso wissen sie oft auch nicht, 
daß sie auch den nicht gründlich genug arbeitenden 
Vollziehungsbeamten zu der gesetzlich vorgeschrie
benen Wahrung der Gläubigerinteressen zwingen 
können. Alle diese Möglichkeiten, die dem Gläu
biger zur Einbringung seiner scheinbar verlorenen 
Außenstände noch offen stehen, für ihn also sehr 
wertvoll sind, sollen ijn Nachstehenden, dem Cha
rakter der Sache entsprechend, abschnittweise er
örtert werden, damit der interessierte Gläubiger 
seinen Nutzen daraus ziehen kann:

I. Gegen die Intervention der Ehefrau des Schuldners.

Interveniert die Ehefrau des Schuldners, so 
kann der Gläubiger den Nachweis verlangen:
a) daß die Pfandobjekte nach einem geschlossenen

Ehevertrag in die Ehe eingebracht sind oder

497



auch ohne Ehevertrag Eigentum der Ehefrau 
darstellen, ferner

b) daß es sich tatsächlich um eigenes Geld der Ehe
frau gehandelt hat, sofern behauptet wird, daß 
die Pfandobjekte von der Ehefrau während der 
Ehe angeschafft worden seien; in diesem Fall wie 
in dem Fall ohne Ehevertrag muß die intervenie
rende Ehefrau das Vorhandensein des Gegenwer
tes auf ihrem Bankkonto zur Zeit des angeblichen 
Kaufes ebenso nachweisen können, wie die 
Quelle, aus welcher der Betrag stammt,

c) daß es sich tatsächlich um Ersatzkäufe für die 
von der Ehefrau in die Ehe eingebrachten ver
brauchten Gegenstände handelt und nicht etwa 
um viel wertvollere Anschaffungen an Stelle 
von geringerwertigen, sofern das Motiv der Er
satzbeschaffung ins Feld geführt wird.

I I .  Die Intervention eines Darlehnsgläubigers auf 
Grund eines geschlossenen Uebereignungs- und 
Sicherungsvertrages.

Erfolgt die Intervention auf Grund eines Über- 
eignungs- und Sicherungsvertrages, so sollte der 
Gläubiger vor Freigabe der Pfandobjekte ebenfalls 
erst die Berechtigung solcher Verträge prüfen. Ist 
der Vertrag auf Grund eines Darlehns geschlossen, 
das der Schuldner angeblich von der intervenieren
den Seite erhalten haben will, so ist Nachweis zu 
verlangen:

1. daß das Darlehn mit den Verhältnissen des Gläu
bigers und Schuldners im natürlichen Zusam
menhang steht und daß es sowohl in den Büchern 
des Gläubigers wie Schuldners aufgezeichnet ist,

2 . falls es sich um eine Summe handelt, die mit den 
Verhältnissen des Darlehnsgläubigers nicht in 
Einklang zu bringen ist: woher der Darlehns
gläubiger das Geld genommen hat,

3 . falls die Darlehnsgabe durch den Darlehns
gläubiger auf Grund der Verhältnisse des Dar
lehnsgläubigers natürlich erscheint: bei welcher 
Bank oder Kasse er die Darlehnsumme vor der 
Auszahlung an den Darlehnschuldner erhoben 
hat. Letzteres ist wichtig, da man normaler
weise größere Beträge nicht in der Tasche, 
sondern auf Bankkonto hat.

Wird auch in diesem Fall gründliche Offen
barung verlangt, wird man in allen Fällen, wo es 
sich um Scheinverträge handelt, den angeblichen 
Darlehnsgläubiger zur Zurückziehung der inter
ventionsklage zwingen.

I I I .  Die Mitteilung des Gerichtsvollziehers über er
folglose Zwangsvollstreckung.

Sendet der Gerichtsvollzieher dem Gläubiger den 
üblichen Vordruck, wonach Mitteilung über frucht
los verlaufene Pfändung gemacht wird, so sollte

sich der Gläubiger damit keinesfalls zufrieden 
geben. Der Gläubiger verlange dann vielmehr ein 
genaues Verzeichnis aller Vermögenstücke, die dem 
fruchtlos gepfändeten Schuldner noch gehören. 
Auf Grund dieses Verzeichnisses prüfe der Gläu
biger sodann, welche Gegenstände, insbesondere 
nach § 8 1 1  Abs. x und 5 ZPO. pfändungsfrei sind. 
Nach Absatz 1 sind unpfändbar die Kleidungstücke, 
die Betten, die Wäsche, die Haus- und Küchen
geräte, Heiz- und Kochöfen, soweit diese Gegen
stände zum Bedarf des Schuldners oder zur Erhal
tung eines angemessenen Hausstandes unentbehr
lich sind. Nach Absatz 5 sind bei Personen, welche 
aus Handarbeit oder sonstigen persönlichen Lei
stungen ihren Bedarf ziehen, alle Gegenstände un
pfändbar, die zur persönlichen Fortsetzung der Er
werbstätigkeit unentbehrlich sind. Die gründliche 
Prüfung wird in den meisten Fällen ergeben, daß 
der Schuldner, trotz fruchtlos verlaufener Pfän
dung, eine Menge Gegenstände besitzt, die gepfändet 
werden können. Zu den pfändbaren Gegenständen 
gehören insbesondere alle Maschinen und Einrich
tungen, die in mehr als einem Exemplar vorhanden 
sind bzw. über das Maß der p e r s ö n l i c h e n  
Fortsetzung der Erwerbstätigkeit hinausgehen. Be
schäftigt der Schuldner in seinem Erwerbsbetrieb 
Hilfskräfte und sind für diese Ein- oder Vorrich
tungen vorhanden, womit die Erwerbstätigkeit aus
geübt wird, so können diese Gegenstände ohne 
weiteres gepfändet werden. Der Gläubiger sollte 
die Pfändung solcher Gegenstände auch dann be
treiben, wenn sie als angeblich wertlos angesehen 
werden. Er wird den böswilligen Schuldner, für 
den die Sachen stets von besonderem Wert sind, 
dann nicht selten zahlungswillig machen. Gar 
mancher Geschäftsmann, der nicht gewohnt ist, 
persönlich im Betriebe zu arbeiten, und erst bei Be
schäftigung von Hilfskräften viel verdient, wird 
sich schnell zu seiner Schuldenbezahlung entschlies- 
sen, um der Versteigerung wertvoller Betriebs
gegenstände zu Spottpreisen zu entgehen; und zwar 
aus der Überlegung heraus, daß er sich besser steht, 
die Schulden zu bezahlen, um die gewinnbringende 
Betriebsfortführung mit Hilfskräften zu ermöglichen, 
als sich die Möglichkeit hierzu nehmen zu lassen 
und bei ganz bescheidenem Einkommen allein zu 
arbeiten.

IV. Wenn der Schuldner seinen Betrieb auf Dritte 
überträgt.

Macht der Vollziehungsbeamte dem Gläubiger 
die Mitteilung, daß der Betrieb des Schuldners auf 
einen Dritten übertragen und bei dem Schuldner 
nichts mehr zu holen sei, so tut der Gläubiger gut, 
durch Befragung der Polizeibehörde am Wohn
orte des Schuldners festzustellen, an welchem Tage 
die Übertragung mit behördlicher Genehmigung 
erfolgte. Liegen Übertragungsdatum des Ge
schäfts des Schuldners auf Dritte und Datum der 
Lieferung des Gläubigers an den Schuldner nahe 
beieinander, wird sich der Gläubiger oft befriedigen 
können, wenn er den neuen Betriebsinhaber auf 
Erfüllung seiner Forderung verklagt, davon aus
gehend, daß die gelieferten Gegenstände von dem 
alten für den neuen Betriebsinhaber bestellt und 
von letzterem übernommen sind.

Prokurist Ernst K e ß l e r .
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7 A Selbstkostenrechnung 
Unkostenermittlung 
Rabatt (1)

Auch die Rabattgewährung hat Grenzen (1)
ln  lieft 28 8 . 435/436 (BB-Ordner 5A ) wurde das Problem der Grenzen der Skonto-Gewährung 

behandelt. Nachstehend und in einem, folgenden Aufsatz wird die Frage der Babattgewahrwng unter-

* "ÜBeide Fragen werden noch viel zu wenig beachtet. Nie war aber Aufmerksamkeit hier notwendiger 
als gerade jetzt.

Es da rf w o h l ohne Ü bertre ibung die Behauptung au f
gestellt werden, daß die E in w irku n g e n  der R abatte auf 
die K a lk u la tio n  und d a m it a u f das G ewinnergebnis in  
großem Maße un te rschä tz t werden. Sonst w ürde von 
vie len G eschäftsleuten n ic h t e in fach  au f

die heute ohnehin schon knapp kalkulierten Preise
io ,  20, ja  30 und m ehr Prozent R abatt gegeben. Denn 
daß in  v ie len  F ä llen  bei jedem  V e rka u f m it  R abattgewäh
rung  bares Geld zugelegt w ird , w ird  von dem E inze l
händler gar n ic h t bedacht. D ie Unterlassungsünde, das 
Ergebnis eines V erkaufes n ic h t durch  eine einfache Rech
nung zu untersuchen, räch t sich b itte r, und  dabei is t

eine solche Rechnung wirklich nicht sehr schwierig,
wie nachstehendes Beispiel ze ig t:

E inkau fsp re is  e iner RM.

W a r e ................................  100■—
r  50%  A ufsch lag  

(33% %  K a lk u la tio n ) . . . 5° -—

m ith in  V e rk .-P re is  .. . 150.—
die Spesen betragen im  

Geschäft du rch sch n itt
lic h  23%  v. Um satz . 34-5°

m ith in  is t der E in k a u f
preis zuzügl. R e inve r
d ienst ..............................  115-5°
abzügl. Einkaufpreis. 100.— _____
m ith in  R e inverd ienst . 15-5°  I S-S°

ein R abattsatz von  10%
v. V e rk ’pr. (R M . 150.-) R abatt von  20%
e r g ib t .................. ............ 1 5 —  v. V erkau fspre is  30.—

bei e inem  V e rka u f ve r
b le ib t m ith . e. G e w in n ______  ______
v o n .................................  — .50 e in  V e rlus t von  14.50

Bei einer Kalkulation von 33%% wird also unter Be
rücksichtigung eines allgemeinen Unkosten-Durchschnitt

satzes von 23%  bei e inem  R abattsatz von  10%  so gu t w ie 
gar n ich ts  m ehr verd ien t, w ährend  bei derselben K a lk u 
la tio n , den g leichen U nkosten aber bei e inem  R aba tt von 
20%  e in  V e rlus t entsteht.

N un werden vie le  E inze lhänd le r e inw enden: „ J a ,  aber 
ich  m uß den U m satz heute haben, und w enn ich  die Preise 
ermäßige, so w ird  dadurch eine Belebung des Geschäftes 
erfo lgen. Ich  werde auch W aren , die regu lä r ausgezeichnet 
sind, m it  ve rkau fen  können und durch  den e rz ie lten  M ehr
um satz einen größeren V erd ienst haben und  in fo lge 
dessen die E inbußen, die ich  durch Preisherabsetzungen 
erleide, le ic h t w ieder ausgle ichen.“

Nicht ganz richtig kalkuliert, Herr Einzelhändler;

w o h l kann  durch  E rm äß igung der Preise das Geschäft 
belebt werden, aber einen A usg le ich  der du rch  die Preis
herabsetzungen entstandenen E inbußen werden Sie n u r 
in  den a llerseltensten und a lle rgünstigsten  F ä llen  er
re ichen können, da Sie im  a llgem einen den U m satz —  
selbst u n te r den größten A nstrengungen —  ka u m  er
reichen können, der h ie rzu  n ö tig  is t. —  Da lie g t der Hase 
im  Pfeffer.

Z u m  Beweise dessen diene die nachstehende Tabelle 
(Tabelle  1). In  ih r  is t gezeigt, w e lcher M ehrum satz er
re ich t werden muß, w enn m an  a u f einen Gegenstand, der 
R M . 100.-— im  E in k a u f koste t, und u rsp rü n g lich  RM . 150 
im  V e rka u f (also A u fsch lag  50%  und  K a lk u la t io n  33%%> 
B ru tto ge w in n  R M . 5° -— ) einen R aba tt gew ährt und 
tro tzdem  im m e r den g leichen B ru tto p re is  erzie len w ill.

Es sei vorw eg besonders da rau f au fm erksam  gemacht, 
daß in  der Tabelle die U nkosten n ic h t b e rü cks ich tig t 
worden sind. Der e rfo rde rliche  M ehrum satz w ird  n ic h t 
n u r nach dem Prozentsatz der P re ism inderung  a lle in  be
s tim m t, sondern er r ic h te t sich nach der u rsp rüng lichen  
Höhe der Handelspanne, nach der Höhe der K osten und 
nach der G liederung der K osten in  fixe  und  variab le . 
Denn beka nn tlich  ve rha lte n  s ich die K osten  bei e iner E r
höhung des Umsatzes verschieden, progressiv, degressiv 
und sch ließ lich  p ropo rtiona l, d. h . sie steigen in  s tärkerem  
oder w eniger s ta rkem  oder in  gle ichem  Maße w ie  der 
Um satz. Bei B e rücks ich tigung  des V erha ltens der U n 
kosten w ürde sich das B ild  sogar noch versch lechtern.

E inkau fsp re is  R M . 100.— V erkaufspre is R M . 150.— K a lk u a tion  33% %

alte r Pre is R abatt neuer Preis
neue K a l

k u la tio n  %
notw endiger

ne tto
M ehrum satz

b ru tto
in  Proz.

2 3 4 s 6 7

RM . 
150.—  
150 —  
I 50-—  
150 —  
150 —
I 50-—
15°-—  
150 —
150.—

0%
2%
4%
5%

10%
15%
20%
25%
3° %

RM .
150 —
147.—
144.—
142.50 
135 —
127.50 
120.—
112.50 
105.—

33%
3U 9
30.5
29.8
25.9
21.5
16.6 
I I , I
4-7

R M .
150 —  
I S7-—  
164.—  
168.—  
193 —  
232.—  
300.—  
450-50 

1064.—

R M .

150 —
160.—  
171.—  
178.—  
214.—  
273 —  
375 —  
600.—  

1521.—

6,6
14
18,7
42
82

150
300
914

T a b e l l e  1 .

499



deten Z ah len  einsetzen
(33.3 —  iQ) • lo o  

100 ---  10
=  25,9% .

W ir  w o llen  je tz t noch etwas w e ite r gehen. Angenom m en 
ein E inzelhandelsgeschäft setzt im  Jahre W aren  im  W erte  
von R M . 30 000.—  E in ka u fsw e rt und R M . 40 000.—  V er
kau fsw ert um , so e rg ib t sich ein B ru tto ge w in n  von 
RM . 10 000.—  =  25%  vom  V e rka u f (entsprechend einem 
A ufsch lag  von 3 3 % %  au f den E in k a u f) . D ie U nkosten 
w o llen  w ir  auch h ie r vo lls tänd ig  aus dem Spiele lassen, 
was w ir  noch e inm al ausd rück lich  betonen. Sie sind 
n a tü r lic h  in  der P rax is  von dem B ru tto ge w in n  abzu
setzen, d. h. dieser ve rm inde rt sich u m  die Unkosten. 
Je tzt w o llen  w ir  uns zwei Fragen vorlegen:

1. W ie  hoch muß fü r  unseren F a ll bei e iner Veränderung 
der K a lk u la tio n  jew eils  der Um satz sein, w enn stets 
e in  B ru tto ge w in n  von RM . 10 000.—  e rz ie lt werden 
soll (also eine ähn liche Frage, w ie w ir  sie im  ersten 
Beispiel angeschnitten haben, an der w ir  aber im  Z u 
sammenhänge etwas anderes dem onstrieren w o llten ).

2. W ie  w ir k t  sich die E rhöhung  oder Herabsetzung der 
K a lk u la tio n  au f die W arenm engen aus, d. h. welche 
W arenm engen müssen bei e iner H erau f- oder Herab
setzung der K a lk u la tio n  jew e ils  umgesetzt werden, 
um  im m er w ieder den g leichen B ru tto g e w in n  von 
RM . 10 000.—  herauszuw irtschaften .

f̂ )

Was zeigt uns diese Uebersicht?
Nehmen w ir  die fü n fte  Reihe (10%  Rabatt) als Beispiel. 

In  Spalte 1 steht der ursprüng liche  Preis von RM . 150.— , 
Spalte 2 g ib t den gewährten R abatt an. Bei B ew illig un g  
des Rabattes von 10%  ändert sich naturgem äß der a lte 
Preis au f RM . 135.—  (Spalte 3). Selbstverständlich s in k t 
auch bei der R abattgew ährung die u rsp rüng liche  K a lk u 
la tio n  a u f eine neue K a lk u la tio n , die Spalte 4 zeigt, und 
zw ar be träg t sie in  unserem  Falle  nunm ehr 25 ,9% . Um  
aber bei e iner K a lk u la tio n  von 25 ,9%  w ieder RM . 50.—  
zu erzielen, is t e in  Um satz von rund  R M . 193.—

(B ru tto g e w in n  • 100)
(K a lk u la t. Prozente)

e rfo rde rlich . (Spalte 5.) N un so ll aber doch au f diesen 
Preis e in  R abatt von  10%  gew ährt werden. Es muß also 
der Preis noch soweit e rhöh t werden, daß von dem er
höhten Preis nach Abzug von  10%  R aba tt w ieder ein 
Betrag von R M . 193.—  herauskom m t. E in  B ru tto 
gew inn —  oder h ie r R abatt —  von 10%  vom  V e rka u f 
is t gle ich dem A ufsch lag  von  11%  au f den E in k a u f:

B ru t to g e w in n k a lk u la t io n  • 100
( F o rm e l: —  B ru t to g e w in n k a lk u la t io n  '

sich nach dieser F orm el e in  A u fsch lag  von  n % -  Der
endgültige V erkaufspre is  is t nunm ehr R M . 193.------1-  n %
=  rund  RM . 214.—  (Spalte 6). Es sind also R M . 64.—  
M ehrum satz (d. s. 42%  des u rsp rüng lichen  Umsatzes von 
RM . 150.— ) e rfo rde rlich , um  bei e inem  au f den V e rkau fs
preis gew ährten R abatt von  10%  dasselbe zu verdienen 
w ie bei e inem  E inkau fsp re is  von R M . 100. und einem  
A ufsch lag  von 50%  (K a lk u la tio n  33M i% )- D ie Probe is t 
an obigem Beispie l durch R ückw ärtsrechnung  von  dem 
Betrag von R M , 214.—  ausgehend sehr le ich t zu m achen.
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RM . 214.—  m in u s  10%  R abatt ergeben RM . 193.— . 
25,9%  von RM . 193.—  sind =  RM . 50.— .

Einige Worte zur Auswirkung des Rabattes aui den 
Bruttogewinn.

M an kan n  o ft  feststellen, daß die A nnahm e herrsch t, daß 
in fo lge  der Preisnachlässe sich auch der B ru tto ge w in n  
u m  die g le ichen Prozentsätze verm indere . Diese A n 
nahm e t r i f f t  jedoch n ic h t zu. M an d a rf n ic h t außer acht 
lassen, daß du rch  die Herabsetzung des Preises der U m 
satzw ert e iner g le ichen Menge von W aren  geringer w ird . 
M an muß daher den erz ie lten  B ru tto g e w in n  neu errechnen.

H ie rzu  bedient m an sich der F o rm e l:

(x  =  u rsp rü n g lich e r B ru tto ge w in n  
R =  Preisnachlaß (R aba tt)
K  neue erzie lte  K a lk u la tio n )

(x  — R) • 100 K Wenn w ir aiso unsere verwen-
100— R

A u f beide Fragen g ib t die nachstehende Tabelle wieder 
k la re  A u s k u n ft:

In  der ersten Spalte sehen w ir  den sich ändernden A u f-  
schlag au f den E inkau fsp re is  und dah in te r die entspre
chende K a lk u la tio n  (Spalte 2). Spalte 3 zeigt den jew e i
ligen  Um satz, der bei der sich ändernden K a lk u la tio n  
n ö tig  ist, um  stets einen B ru tto ge w in n  von RM . 10 000.—  
zu verdienen. D ie Zah len der Spalte 4 geben an, w iev ie l 
P rozent die Umsätze von  dem in  unserem Beispiel an
genommenen Um satz von  RM . 40000.- ( =  1 00% ) be
tragen. In  Spalte 5 sind die E inkau fsw erte  des U m 
satzes (der W arenm engen) wiedergegeben und  in  Spalte 6 
is t der Prozentsatz der W arenm enge im  E in ka u fsw e rt im  
V e rhä ltn is  zu r u rsp rüng lichen  W arenm enge von 
R M . 30 000.—  ( =  100% ), von  der w ir  ausgingen, er
rechnet. Denn es is t k la r ,  daß z. B. bei e inem  U m satz von 
RM . 100.—  und einer K a lk u la tio n  von  50%  vom  Verkau f 
eine ganz andere W arenm enge e rfo rd e rlich  ist, als bei 
e iner K a lk u la tio n  von  3 3 % % , im  ersten Falle  näm lich  
im  E instandsw ert von  RM . 50.— , im  zw eiten Falle  im  
E instandsw erte von RM . 66.66. (Fo rtse tzung  fo lg t.)

Eugen S a b e l .

A u fsch lag
0//o

E n ts p ric h t 
e iner K a lk u 
la tio n  von %

E in ka u fsw e rt
E in ka u fsw e rt 
in  P roz. von 
R M . 30 000.-

V e rka u fs 
w e rt

V e rkau fs 
w e rt i. Proz. 
v. R M . 40 000

1 2 3 4 5 6

IO
20
25
30
33,3

9,1
16,6
20
23,1
25

99 900.—  
50 240.—  
40 000.—  
33 300.—  
30 000.—

333
167,5
133,3
I I I
IOO

109 900.—  
60 240.—  
50 000.—  
43 300 —  
40 000.—

274,7
150,6
125
108,2
IOO

35
40
5°
60

25,9
28,6
33,3
37,5

28 610.—  
25 000.—  
20 000.—  
16 666.—

95,4
83,3
66,6
55,6

38 610.—  
35 000.—  
30 000.—  
26 666.—

96.5
87.5 
75
66.6

T a b e l l e  2.

500



501

Beleg und  B ilanz  
4. Jahrgang, H e ft 32 
10. Novem ber 1931 I 6 A Bilanz

Bilanzanalyse
Liquidität

Erfahrungsaustausch der Praxis

Zahlen, die sprechen
Eine musterhafte Gegenüberstellung vom Anfang und Ende eines Geschäftsjahres.

A. D i e F i n a n z 1 a g e : M ith in  G E L D S T A N D :

am  30. 9. 1931 gegenüber I .  10. 1930
RM . 231 000.—  D ebe t............................... . RM . 172 400.—

D E B E T : ,, 478 400.—  K r e d i t ............................ ,, 616 OOO.—

RM . 400.—  
,, 600.—  
„  183 000.—  
„  4 000.—  
„  43 000.—

Postscheck-G uthaben .
K a sse ................................
B a n k g u th a b e n ..............
A k z e p te ............................
D e b ito re n .......................

R M . 1 000.—  
,, 625.—  
„  275 —

,, 170 500.—

RM . 247 400.—  K r e d i t - M i n u s . . .  R M . 443 600.—

1. O ktober 1930 = M inus RM . 443 600.—

30. Sept. 1931 =  M inus  ,, 247 400.—
RM . 231 000.— RM . 172 400.—

m ith in  Verbesserung gegenüber dem
K R E D I T :

Ja h re sa n fa n g .....................................
RM . —  .—  

„  33 SO«».—  
„  38 500.—  
„  i  400.—  
,, 290 000.—  
,, 115000.—

R M . 14 000.—  
,, 130 000.—  
,, 67 000.—
>} •
,, 290 OOO.---
„  115000.—

. 19b 200.

Schwebende Kosten .. . 
T ran s ito r. Posten 
Lang fris tige  D arlehen. 
H y p o th e k e n ...................

B. G e l d b e w e g u n g  b z w .  W i r t s c h a f t s 

g e b a r u n g :

Vorstehende Verbesserung basiert a u f fo lgender Geld-
RM . 478 400.— RM . 616 000.— bewegung bzw. W irtscha ftsgeba rung :

Beleg und B ilanz  
4. Jahrgang, H e ft 32 
10. Novem ber 1931 ń

R a tiona lis ie rung
A llgem eines

Was ist denn eigentlich los!?
Pessim istische S tim m ung  herrsch t heute übera ll. Über

a ll sp rich t m an vom  Ende bzw. von der W ende des K a p ita 
lism us, M iß trauen  is t an der Tagesordnung . . . Ic h  w il l  
im  fo lgenden n ic h t Auswege suchen, ich  w i l l  n u r T a t
sachen b e rich ten ; und w enn ich  zum  Nachdenken an
geregt habe, so is t der Zw eck dieses Aufsatzes e r fü llt .

Der libe ra le  K a p ita lism u s  steht und  fä l l t  m it  den Be
g riffe n :

Goldwährung, Geldumlauf, Kreditwirtsehaft.
D ie G oldw ährung w a cke lt übe ra ll. Z ue rs t w a r es Eng
land, dann fo lg ten  die nord ischen Staaten. Zuers t floß 
das Gold nach F ra n k re ich  und A m e rika , je tz t nu r noch 
nach Paris 1 —  Das V ertrauen  is t d a h in ! D ie französische 
B evö lke rung  v e rtra u t n u r noch G oldk lum pen, bei uns 
legt m an die papiernen Scheine in  den S tru m p f; m an 
le ih t ke inem  m ehr e tw as; m an sucht seine Forderungen 
m ög lichst schnell e inzutre iben, m an g ib t das Geld ungern 
einer B ank, m an m iß tra u t ih r !  Z ug  um  Zug w ird  gezahlt.

Sogar zum  Tausch is t m an schon übergegangen: 
500 000 t  S te inkoh len  werden gegen Kaffee getauscht. 
M an bedenke, w elchen R ü c k s c h ritt dieser Tausch dar
s te llt ;  der K re d it is t eben eine E ig e n tü m lic h k e it der 
kap ita lis tischen  W irtsch a ftso rd nu n g  —  ebenso w ie die 
s tabile  W ä h ru n g  und der schnelle G e ldum lau f!

W as is t lo s !?  frage ich  w ieder. A u f der einen Seite 
g ib t es riesige Läger in  K oh len , B aum w o lle , Kaffee, 
E rdö l usw. und a u f der anderen Seite ha t die W e lt

rund 22 000 000 arbeitslose Menschen,
die fr ie re n  und  n ich ts  zum  Essen und A nziehen haben, 
die m it  Schaudern an den kom m enden W in te r  denken. 
A u f der einen Seite werden Felder n ic h t abgeerntet, m an 
p flü g t die kostbare F ru ch t un te r, m an ve rb re n n t ganze 
Läger und schü tte t ganze E rn te n  ins Meer, m an sperrt 
große Mengen e in, um  die Preise zu stü tzen au f der 
anderen Seite verhungern  M enschen! W o ra n  lie g t denn 
das alles, fragen w ir  uns? A n  der

„Kapitalisierung des Rachegedankens“,
w ir  zah lten  R eparationen über Reparationen, es w a r ein 
Tausch von  Rache gegen G old : Zah lungen  ohne p roduk
tiv e  Gegenleistungen.

M an sp rich t davon, daß es dem Lande, seiner Indus trie  
und seinem H andel gut geht, in  dem die Löhne hoch s ind , 
bei uns bau t m an die Löhne ab, m an züch te t einen K a m p f 
zw ischen A rbe itgeber und  A rbe itnehm er, ansta tt den Ge
danken der A rbe itsgem einscha ft in  den V orde rg rund  zu 
ste llen. D ie K a u fk ra ft  der A rb e ite r und A ngeste llten  
n im m t im m er m ehr ab, In d us tr ie - und Handelsbetriebe 
schließen ih re  P fo rten, es w ird  abgebaut, k u rz  gearbeitet 
und w ieder werden Löhne und G ehälter heruntergesetzt • ■ 
„w e n n  die Löhne hoch sind, dann geht es a llen  gu t . . .!

Doch w e ite r!

Wo ist die Verantwortung ?
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Gesamt-

Investie rungen
(A n lagen)

Vorrä te E rfo lg Abschre ibungen K a p ita l

I .  10. 1930 .. . RM . 400 000.—  
30. 9. 1 9 3 1 . . .  „  400000 .—

RM . 45 000.—  
„  35 000.—

RM . —  .—  
,, 15 000.— RM . 21 200.—

R M . 300 000.—  
„  150 000.—

R M . 10 000.— ¡ RM . 15 000.— R M . 21 200.— RM . 150 000.—

Die Geldlage is t also verbessert worden du rch :
V e rringe rung  der V o rrä te  m i t ................................ RM . IO OOO.—
V erflüss igung der A n lagen (Abschrbg.) )) 21 200.---
den E rfo lg  bis 30. 9. 1 9 3 1 .......................... )i 15 OOO.—

RM. 46 200.—
E inzah lungen  der G e se lls ch a fte r........... ■ ł ł 150 OOO.------

m ith in  Verbesserung w ie  o b e n ................ . RM . 196 200.------

D. Z u r  K o n t r o l l e  d e s  J a h r e s g e w i n n e s :  
V E R M Ö G E N S Ü B E R S I C H T  am : 

30. 9. 1931 !•  io -  I 93°

A k t iv a  w ie  un te r A .  . . RM . 231 000.—  
V orrä te  w ie  u n te r B  . . ,, 35 000.—
Anlagen 400 000.—

RM . 172 400.—  
„  45 000.—
,, 400000 .—

C. D i e  E r f o l g r e c h n u n g :
am  30. 9. 1931 gegenüber 1. 10. 1930

__________  A U F W A N D : ___________________ _

R M . 187 000.—  B e tr ie b s k o s te n ......... R M . 170 500.—
,, 35 000.—  W a re n -U n k o s te n ........  ,, 5°  00° -—
,, 60 000.—  H and lungs-U nkosten  . ,, 115 ° 00-—
„  2 800.—  S te u e rn ........................ >, 2 ° 00-—
,, 10 000.—  Z in s e n .........................  ,, 3°  00° -—
„  — .—  V e rsch ie d en e s ..................... . 5° ° - —
„  2 1 2 0 0 .—  A b s c h re ib u n g e n ..........■ ,, 46 ° ° ° - —

RM . 316 000.—  RM . 414 000.
_____________________ E R T R A G : _____________________

R M . 125 000.—  W a re n e in k a u f .........R M . 234 000.—
„  42 000.—  L o h n a rb e ite n ............  ,, 45 000.—
„  54 000.—  E in n . a. Lagerm ie ten  . ,, 45 000.—
„  110 000.—  F a b r ik a t io n .................. . ,, 3°  00° -—

R M . 331 000.—  RM . 354 000.
RM . 15 000.—  G ew inn ohne V orträge  RM . 60 000.—  

(JahresVerlust ohne frühe re  V orträge )

. / .  Abschr. 21 200.—  ,, 378 800.—

RM . 644 800.—  R M . 617 400.—  

Passiva w ie un te r A  . . RM . 478 400.—  RM . 616 000.—  
K a p ita l +  Z u g a n g ------- ,, 450 000.—  „  300 000.—

R M . 928 400.—  R M . 916 000.—  

m ith in  V e r lu s t .............. RM . 283 600.—  RM . 298 600.—

U ntersch ied zw ischen 30. 9. 1931 u n d i-  I 0 - I 93°
RM . 15 000.— .

M it  diesem ku rzen  B ild  is t das U nternehm en v o ll
ständig durch leuch te t. M an b rauch t n u r alles genau zu 
beobachten. D ie Z ah len  reden eine lebendige Sprache. 
W en ig  gezeigt und doch sovie l. K o m m e n ta r überflüssig*

P ro k u ris t H erm ann  G e i f e r s .

F rühe r ha tte  e in  W e rk  e i n e n  D ire k to r , sein W o rt 
w a r e in  E vange lium , er stieg und fie l m it  seinem U n te r
nehmen. E r w urde in  seinem U nternehm en reich 
unct —  a rm . Je tz t stehen drei D ire k to re n  an seiner 
Stelle.

W i l l  m an von  e inem  eine Entsche idung in  e iner w ich 
tigen  Sache haben, so w ird  m an zum  andern ge
sch ick t . . .

Jeder w ä lz t das R is iko  ab! Geht das U nte rnehm en 
ple ite , so haben die A k tio n ä re  und G läub iger ih r  Geld ver
lo ren  —  ¿je H erren  D ire k to re n  ble iben w e ite r ehrenw ert 
und angesehen.

„Wegorganisierung der Verantwortlichkeit“
—  m it  diesen W o rten  kann  m an die heutige W irts c h a fts 
gebarung treffend  kennzeichnen.

Is t es überhaupt r ic h tig , daß etw a 4 v. H . der Menschen 
über e tw a 80 v. H . des V o lksverm ögens verfügen? K ann  
m an den 4 v. H . so v ie l Zutrauen, daß sie es o rden tlich  
ve rw a lten , daß die üb rigen  96 v. H . Menschen n ic h t da
du rch  geschädigt werden?

Noch v ie l m ehr Problem e bestehen; ich  beschränke 
m ich  au f die w enigen und b itte , darüber nachzugrübe ln
—  n ic h t pessim istisch:

Aber tatkräftig.

Reichsmark =  Reichsmark!
In wieviel Kaufverträgen, auf wieviel Rech

nungen steht die Goldklausel! 1 RM. =  1 Gold
mark =  10/42 $ - V 279ok g Feingold. —  Neulich,
zur Zeit der englischen Valutakrise, bekam ich von 
einem großen Kaufhaus folgendes Schreiben:

„Auf Grund der Stellungnahme des Reichsver
bandes der deutschen Industrie teile ich Ihnen 
höflichst mit, daß ich eine etwaige Gold- bzw. Wäh
rungsklausel nicht anerkenne. Ich ersuche Sie 
daher höflichst, mir zu bestätigen, daß bei sämt
lichen von mir getätigten Einkäufen einschließlich 
der zur Zeit noch nicht bezahlten Rechnungen die 
Gold- bzw. Währungsklausel keine Gültigkeit hat.

—  Ich darf Sie bitten, mir diese Bestätigung um
gehend zugehen zu lassen. Hochachtungsvoll.'

W ir haben selbstverständlich das Schreiben be
stätigt; man will schließlich keinen Kunden ver
lieren. —  Aber ist in der heutigen Zeit, in der alles 
nach „Vertrauen“ schreit, dies Schreiben notwendig 
gewesen ?

Kurt H e r r m a n n .

Über die Notverordnung zur Änderung der Wert
berechnung von Hypotheken und sonstigen An
sprüchen, die auf Feingold (Goldmark) lauten, 
wird im ersten Dezemberheft berichtet.
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Beleg und B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 32 
10. November 1931 Ä 10 C Gemeindesteuern 

Bürgersteuer 
R echnungs jahr 1931

Zeitgemäße Steuerarbeiten /  Was das Gesetz sagt

Weh’ D ir, daß Du ein Bürger bistl
oder: Die Bürgersteuer für das Rechnungsjahr 1931.

Die Biirqersteuerverordnung vom 1. Oktober 1931 und die Durchführungsbestimmungen 
dazu, von demselben Tage bringen eine Anzahl von Aenderungenauf Grund der verschiedenen 
Notverordnungen. Die wesentlichsten praktischen Gesichtspunkte sind nachstehend zusam
menhängend und nach Möglichkeit übersichtlich zusammengestellt Hinsichtlich des neu- 
gestaffelten Tarifs sei ausdrücklich betont, daß die Tarif tabeile von den möglichen Mindest
sätzen ausgeht. Die t a t s ä c h l i c h e  Höhe wird von den Landern und durch das Au- 
schlagsrecht der Gemeinden bestimmt. In  jeder Gemeinde kann also d ie  zu za Ut en  ae 
B ü r g e r s t e u e r  v e r s c h i e d e n  sein.

I .  W e r  i s t  v o n  d e r  B ü r g e r s t e u e r  b e 
i r e i t ?
In  H e ft 1/1931 Seite 7 un te r I  Z iff.  1 (B B -O rdner 10 C) 

w urde der g rundsä tz lich  bürgersteuerfre ie Personenkreis 
m itg e te ilt. Außer diesen Fä llen , die sich au f die Em pfänger 
von A rbe its losenunte rstü tzung , K risenun te rs tü tzung , die 
Gemeindefürsorge und n ich tw ah lberech tig te  Personen 
beziehen, s ind be fre it
Personen, denen u n te r W ah ru n g  der G egenseitigkeit nach 
a llgem einen vö lke rre ch tlich e n  Grundsätzen oder denen 
nach besonderen m it  ausländischen Staaten getroffenen 
V ere inbarungen e in  A nspruch au f B e fre iung  von den 
persönlichen Steuern zusteht.

A n m . :  Bürgersteuerpflicht der Ausländer b le ib t unberührt.

Ferner is t eine allgem eine Freigrenze von  RM . 500.—  
neu e inge füh rt. Diese Freigrenze g il t  fü r  Personen, von 
denen anzunehm en ist, daß ih re  gesamten Jahresein
kü n fte  den genannten B etrag von  R M . 500.—  n ic h t über
steigen. Von Bedeutung sind also h ie r zunächst die „ge 
samten Jah rese inkün fte  1932“ .

Der Begriff „Gesamte Jahreseinkünfte“
w ird  in  § 8 Abs. 1 B S tD B . dah in  um schrieben, daß als 
solche der Betrag g ilt ,  den der S teuerpflich tige voraus
s ich tlich  im  K a le n d e rjah r 1932 als E in k ü n fte  1. Si. EStG, 
erzielen w ird .
a) Grundlegend maßgebend

sind die w irts c h a ftlic h e n  Verhä ltn isse an jew e iligem  
F älligke its tage .

b) Bei Lohnempfängern
w ird  zu r Berechnung der gesamten Jahrese inkun lte  
von dem Lohn  ausgegangen, der bei der nächsten auf 
die F ä ll ig k e it fo lgenden Lohnzah lung  zu zahlen ist.
D ie Fre igrenze, die, w ie gesagt, im  Jah r RM . 500.—  

be träg t, be träg t fü r  lohnsteuerp flich tige  A rbe itnehm er

Bei Zahlung des Arbeitslohnes RM.

fü r volle Monate 42.—
,, 14 Tage 20.—

Wochen 10.—
tl n Arbeitstage 1.70

A n m . :  W erden die genannten Freigrenzen n ich t überschritten, dann hat 
der Arbeitgeber von der Einbehaltung der Bürgersteuer bei der nächsten auf 
die F ä lligke it folgenden Lohnzahlung abzusehen. (§ 20 BStDB.) Der Steuer- 
pflichtige Arbeitnehm er is t jedoch verpflichtet, selbst den Teilbetrag an die 
Gemeindekasse zu entrichten, wenn die Voraussetzungen fü r die Befreiung 
tatsächlich nicht vorliegen.

H ie rzu  e in  Beispiel :
Der A rbe its lohn  eines M onatslohnem pfängers beträgt 

bei der maßgebenden Lohnzah lung  RM . 40.— , b le ib t 
also h in te r  der Grenze des § 20 zu rück . Der A rb e it
geber s ieh t demgemäß von  der E inbeha ltung  der B ürger
steuer ab. E ine  andere Frage ist, ob der A rbe itnehm er 
ta tsäch lich  s teuerfre i is t. S teuerfre i is t er, w enn weder 
die gesamten Jahrese inkün fte  1932 die Fre igrenze von 
RM. 500.—  übersteigen (h ierbe i is t in  dem vorliegenden

F a ll der A rbe its lohn  1932 m it  1 2 X4 0  RM . anzu
setzen, vg l. § 8 Abs. 1 Satz 4) noch das la n d w irts c h a ft
lich e  usw. Betriebs- und  G rundverm ögen die Grenze 
von  R M . 5000.—  überste igt. W ird  eine dieser Grenzen 
—  bei Zusam m enrechnung fü r  beide Ehegatten 
übersch ritten , so ha t er die Steuer selbst zu zahlen. 
Bem erkensw ert is t fe rne r, daß, w enn der Arbe itgeber 

von  der Lohne inbeha ltung  absieht, die Gemeindebehörde 
die B ürgersteuerra ten  durch  besonderen Bescheid an
fo rde rn  kann , w enn sie höhere G esam tjahrese inkün fte  als 
R M . 500.—  oder e in  höheres Real verm ögen als R M . 5000 
ve rm ute t. D u rch  diese Inbeziehungsetzung zum  V e r
mögen w ird  e in  ganz neuer G esichtspunkt in  die H eran 
ziehung zu r Bürgersteuer h ine ingetragen. D ie E rhebung 
der Bürgersteuer is t danach ta tsä ch lich  n ic h t m ehr aus- 
sch ließ lich  vom  E in ko m m e n  abhängig. E ine  gesetzliche 
G rundlage fü r  diesen G esichtspunkt is t aber dadurch ge
geben, daß § 6 Abs. I  N r. 1 B S tD B . die B e fre iung  aus- 
n im m t fü r  Personen, deren landw irtscha ftliches , fo rs t- 
w irtsch a ftlich e s  und  gärtnerisches Verm ögen, G rundver
m ögen und Betriebsverm ögen u n te r Zugrunde legung ' der 
E inhe itsw erte  vom  1. Januar 1928 (oder bei Neu- oder 
N ach fests te llung : des le tz ten  vo r dem 1. Januar 1931 
liegenden E inhe itsw erts) zusamm en RM . 5000.—  uber
ste ig t. Das Verm ögen von  Ehegatten, die n ic h t dauernd 
vone inander ge trenn t leben, is t zusam m enzurechnen.

Gegebenenfalls is t das V orliegen  eines Befre iungs
grundes besonders nachzuweisen. D ieser Nachweis kann  
im  R ech tsm itte lve rfah re n  g e füh rt werden.

c) Sonstiges Einkommen.
Es w erden die vo rauss ich tlichen  gesamten Jahresein

k ü n fte  des K a lenderjah res 1932 geschätzt. H ie rbe i kann  
von dem festgestellten oder schätzungsweise e rm itte lte n  
E inkom m en  des Steuerabschnitts 1931 ausgegangen 
werden.
d) Personen, die im Haushalt oder Betrieb eines an

deren eine Arbeitskrait ersetzen
(z. B. Haussöhne oder H austöch te r). D e r W e rt der 

gew ährten fre ien  S ta tion, K le id u n g  und sonstigen V o r
te ile  (z. B. Taschengeld) is t auch dann zu den E in k ü n fte n  
zu rechnen, w enn ein besonderer D iens tve rtra g  n ic h t be
steht.
e) Sonderleistungen, steuerfreier Einkommenteil,

Familienermäßigungen
nicht abzugfähig.

f) Einkünite aus Arbeitslohn, Kapitalvermögen 
und andere wiederkehrende Bezüge.
Hier s in d  d ie  R o h e in n a h m e n  anzuse tzen .

g) Einkünite von Ehegatten
vg l. I I I  Z iff.  1.

h) Der „einkommensteuerfreie“ Steuerpflichtige.
Nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 BStVO. ermäßigt sich der Lan

dessatz der Bürgersteuer für Personen, die einkommen- 
steuerfrei sind auf die Hälfte des Landessatzes, der für

503



Personen m it e inem  Jahrese inkom m en von n ich t m ehr 
als RM . 4500.—  g ilt .  (D ie  E rm äß igung g ilt  n ic h t fü r  
Personen, deren la ndw irtscha ftliches , fo rs tw ir ts c h a ft
liches und gärtnerisches Vermögen, G rundverm ögen, 
und Betriebsverm ögen un te r Zugrunde legung der E in 
heitsw erte zusammen RM . 10 000.—  überste igt, 

i) Als Einkommen gilt
das E inkom m en  i. Si. EStG, fü r  den S teuerabschnitt, 

dessen Ende m indestens %  Jahr vo r B eg inn des Rech
nungsjahres lie g t.

H ie r besteht e in U nterschied gegenüber der B ürger
steuer 1930, fü r  die der S teuerabschnitt maßgebend w ar, 
der dem in  das R echnungsjahr fa llenden I .  J u li u n m itte l
bar vorausg ing.

F ü r die Bürgersteuer 1931 ko m m t es dagegen a u f das 
Ergebnis des K a lenderjahres 1930 oder des in  diesem 
Jah r endenden Steuerabschnitts an.

I I .  W e r i s t b ü r g e r s t e u e r p ü l i c h t i g ?
F ür das R echnungsjahr 1931 un terliegen  der B ü rge r

steuer n u r die über 20 Jahre a lten Personen, die selb
ständig au f eigene Rechnung leben, sowie die, die ein 
selbständiges E inkom m en  haben und im  H ausha lt der 
E lte rn  oder sonstigen Verw andten leben. § 6 Abs. 2 
B S tD B . schre ib t d iesbezüglich vor, daß die Frage, ob ein 
S teuerpflich tiger selbständig au f eigene Rechnung lebt 
oder ein selbständiges E inkom m en hat, in  den F ä llen  zu 
bejahen ist, in  denen die Voraussetzungen fü r  eine Be
fre iu n g  von  der B ürgersteuer, w ie  vorstehend a u fge füh rt, 
n ic h t vorliegen. M it dieser E insch ränkung  leben auch 
n ic h t dauernd voneinander getrennt lebende Ehegatten 
gem einschaftlich  selbständig auf eigene Rechnung. Da
durch w ird  k la rges te llt, daß die g rundsätzliche Steuer
p flic h t der E he frau  n ic h t etw a aufgehoben is t . V ie lm eh r w ird

I I I .  d ie  B ü r g e r s t e u e i  d e r  E h e g a t t e n
durch  § 19 B S tD B . folgendermaßen geregelt:

1. Grundsätzlich
w ird  bei n ic h t dauernd voneinander ge trenn t lebenden 

Ehegatten die Bürgersteuer vo rbeha ltlich  Z iff. 2 bis 4 
von beiden Ehegatten  zusammen erhoben.
2. Soweit die Bürgersteuer durch Einbehalten eines 

Lohnteiles zu entrichten ist
und dem Ehem ann eine Steuerkarte auszuhändigen ist, 
e rfo lg t die A n fo rde rung  fü r  beide Ehegatten nu r au f der 
S teuerkarte des Ehemannes.

Bei fruch tlo se r B e itre ibung  gegen den Ehem ann w ird  
die Bürgersteuer fü r  beide Ehegatten n ach träg lich  von 
der E he frau  nachgefo rdert und eingezogen.
3. Der von der Bürgersteuer beireite Ehemann.

Die B e fre iung  e rs treckt sich h ie r auch a u f die E hefrau .
4. Beireiung aui Grund fehlenden Wahlrechts oder 

aui Grund des Bezuges von Arbeitslosen- und 
Krisenunterstützung.
Die B e fre iung  e rs treckt sich n ic h t ohne weiteres auch 

a u f die E he frau . Dies w ürde n u r der F a ll sein, wenn eine 
andere B e fre iu ng svo rsch rift nach I  in  B e trach t käme. 
A nd e rn fa lls  w ird  die E he frau  besteuert m it  der H ä lfte  des 
Steuersatzes, m it  dem der Ehem ann heranzuziehen wäre. 
D ie Steuer w ird  h ie r a lle in  von der E he frau  gefordert.

In  solchen F ä llen  kann  die a llgem eine RM . 500.—  
Freigrenze eine besondere Rolle  spielen. Bei der P rü 
fung, ob die E in k ü n fte  des Erwerbslosen und seiner Ehe
fra u  RM . 500.—  übersteigen, werden die Arbeits losen- 
und K risenun te rs tü tzung  sowie a lle  anderen e inkom m en
steuerfre ien Bezüge n ic h t m itgezäh lt.

Is t eine E he frau  am  Stichtage (10. O ktober 1931) noch 
n ic h t 20 Jahre a lt gewesen, so is t sie von  der Bürgersteuer 
be fre it. V on  ih r  da rf daher eine Steuer n ic h t angefordert 
werden. W ird , w ie dies der Regel en tsprich t, die Steuer 
vom  Ehem ann angefordert, so w ird  n ic h t das E ine inha lb 
fache, sondern n u r das E in fache  der Steuer gefordert.
5. Tod eines Ehegatten, Scheidung oder Getrennt

leben.
F ür die au f e in solches E re ign is  fo lgenden F ä llig 

ke itstage (vgl. IV )  w ird
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der überlebende Ehem ann m it dem Steuersatz heran

gezogen, m it  dem er a lle in  nach dem E inkom m en  beider 
Ehegatten heranzuziehen w äre ;

die überlebende E he frau  w ird  m it  der H ä lfte  dieses 
Steuersatzes herangezogen.

A  n m .: Allgemeine Freigrenze bleibt unberührt.

IV . W a n n  i s t  die B ü r g e r s t e u e r  i ä l l i g ?
Die Bürgersteuer w ird  in  gleichen Teilbeträgen fä llig

1. bei Arbeitnehmern
(m it  A rbe its lohn  und daneben sonstigem E inkom m en  bis 
zu RM . 500.— ), w enn die Höhe der Steuer im  V er
hä ltn is  zu den M indestsätzen (s.Tabelle  un te r V) beträgt
a) 100 v. H .: jew eils  am 10. der M onate Januar und 

A p r il 1932,
b) 130% : jew e ils  am  10. der M onate Januar, M ärz 

und  M a i 1932,
c) 200% : jew e ils  am  10. der M onate Januar, M ärz, 

M ai und J u n i 1932;
d) 250% : jew eils  am  10. der M onate Januar, M ärz, 

A p r il,  M ai und Ju n i 1932,
e) m ehr als 250% : jew e ils  am  10. der M onate Januar, 

Februar, M ärz, A p r il und J u n i 1932.
Zu  diesen F ä lligke its tagen  t r i t t  bei A rbe itnehm ern , 

denen der A rb e its lo h n  fü r  Z e iträum e  von n ic h t m ehr als 
einer W oche gezahlt w ird , jew e ils  noch der 24. der im  
Satz 1 bezeichneten M on a te ; m a ß g e b e n d  i s t  d i e  
S t e u e r k a r t e ;
2. bei veranlagten Arbeitnehmern,

(die neben A rbe its lohn  sonstiges E inkom m en  über 
RM . 500.—  haben) :
soweit die Bürgersteuer durch  E inbeha lten  eines L ohn 

te ils  erhoben w ird , an den in  Z iff.  I  bezeichneten Tagen, 
soweit sie au f G rund eines zusätzlichen Bescheids er

hoben w ird , jew e ils  am  xo. der M onate Dezember 1931 
und Februar 1932; m a ß g e b e n d  i s t  z u n ä c h s t  
d i e  S t e u e r k a r t e  u n d  d a n n  e i n  z u s ä t z 
l i c h e r  S t e u e r b e s c h e i d ;

3. bei Veranlagten
(S teuerpflich tige, die ke inen A rbe its lohn  beziehen, aber 
ve ran lag t w erden), wenn die Höhe der Steuer im  V er
h ä ltn is  zu den M indestsätzen (s. Tabelle un te r V) be trägt
a) bis zu 200% : jew e ils  am  10. der M onate Dezember 

1931 und Februar 1932,
b) m ehr als 2 0 0 % : jew e ils  am  10. der M onate De

zember 1931, Februar und  M ärz I 932 ! m a ß 
g e b e n d  i s t  e i n  b e s o n d e r e r  S t e u e r 
b e s c h e i d ;

4. bei den übrigen Steuerpflichtigen
wie u n te r Z iff.  2. In  den F ä llen  von  Sonderbestim 

m ungen seitens der Gemeinden (§ 14 Abs. 2) gelten fü r  die 
F ä ll ig k e it die besonderen B estim m ungen des § 14 Abs. 2 
Satz 2, in  den F ä llen  des § 14 Abs. 3 die B estim m ungen 
des § 18 Abs. 2 (B estim m ung der Fä llig ke its tage  durch 
die Gemeinden) ; m a ß g e b e n d  i s t  h i e r  d i e  
ö f f e n t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g  ( A n s c h l a g 
s ä u l e n  usw .), D ie Gemeinden sind aber auch zur 
A n fo rde rung  der Bürgersteuer durch Steuerbescheid 
b e r e c h t i g t .

V. W a s  i s t  a n  B ü r g e r s t e u e r  i ü r  d as  
R e c h n u n g s j a h r  1 9 3 1  z u  z a h l e n ?
(s. Tabelle S. 505 oben).

VI.  A b r u n d u n g .
B ruch te ile  eines Pfennigs, die sich bei der E rrechnung  

der Teilbeträge gern. V . ergeben, werden au f den nächsten 
vo llen  P fenn igbe trag  abgerundet.

V II. V e r ä n d e r t e  E i n k o m m e n g r u n d 
l a g e .

1 . Berichtigung, Rechtsmittelentscheidung 0 . ä.
Ä nderungen in  dieser W eise, du rch  die eine E rm äß i

gung der Bürgersteuer begründet w ird , haben eine Be
r ich tig u n g  der A n fo rde rung  der Bürgersteuer zu r Folge. 
Dasselbe g ilt  fü r  E rhöhungen.
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Fortsetzung: Well' D ir, daß D" ein Bürger h id !

Bürgersteuer îür das Rechnungsjahr 1931.

io  C | Gemeindesteuern 505

Jahreseinkommen des 
Steuerpflichtigen 

in  dem maßgebenden 
Steuerabschnitt

Steuerbetrag, wenn die Höhe der Steuer im  Verhältnis zu den Mindestsätzen des § 5 Abs. 2 (stehe Spalte la )
TJiirn'fli*etöiiörvprnrdniinof hcträp’t

II I .
IV. 
V.

VI.
VII.
V III. 

IX.
X.

XI. 
X II

X III.
XC.V.

Unter der 
steuerfreien 
Über der 
steuerfreien 

bis
v o n  4 501- 

,, 6 0 0 1 -
, 8 o o i-

,, 12 001-
,, 16 001
,, 20  001- 
,, 25 0 0 1
,, 50 00 1

,, 75 001
,, 100 001 

,, 2 5 0 0 0 1  

,, 500 001

einkommen-
Grenze.........
einkommen-
Grenze.........

4 500 RM. 
6000 ,, 
8000 ,, 

12000 ,, 
1 6 0 0 0  ,, 

-2 0 0 0 0  ,, 
25000 ,, 
50000 ,,
75 000 ,, 

io o  000 ,,
250000 
•500000

1 0 0  v .  H . 1 5 3  v .  H . 2 0 0  v .  H
einein- einem-

halber 1 halb- voller ; halber i halb- voiler j halber
fâcher fâcher

SatzSatz Satz

RM. I RM .__ RM. RM. RM . RM. RM. RM.

1 a ' 1 b I  c 2 a 2 b 2 c 3 a 3>> !

3 i,50 4,50 4,50 2,25 6,75 6 3

6 3 9 9 4,50 13,50 12 6

9 4.50 13,50 13,50 6»25 19,75 18 9
12 6 18 18 9 27 24
18 9 27 27 13,50 40,50 36 18
24 12 36 36 18 54 48 24

30 15 45 45 22,50 67,50 60 30
50 25 75 75 37,50 112,50 100 -5°
75 37.50 112,50 112,50 56,25 ,68,75 150 75

150 75 225 225 112,50 337,50 300 150
300 150 450 450 225 675 600 300
500 250 750 750 375 I 125 1 000

1 000 500 i  500 i  500 750 2 250 2 000 1 000
2 000 1 000 3 000 3 000 1 500 4 500 4 000 2 000

fâcher

RM.
3 c

18
27
36
54
72
90

150
225 
450 
900 

i  500 
3 000 
6 000

250 v. H . 300 v. H .
einein- einem-

halber ! halb- voiler halber halb-
fâcher ! fâcher

Satz Satz
RM. RM. RM. RM. RM. ! RM.
4 a 4 b 4 c 5 a 5 b : 5 r

7,50 3,75 11,25 9 4,50 13,50

15 7,50 22,50 18 9 27
22,50 11,25 33,75 27 13:50 40,50
30 15 45 36 18 54
45 22,50 67,50 54 27 81
60 30 90 72 36 108
75 37,5o 112,50 9° 45 1 "35

125 62,50 187,50 150 75 1 225
187,50 93,75 281,25 225 112,50 337,50

375 187,50 562,50 450 225 ! 675
750 375 i  125 900 1 450 1 J 350

1 250 625 1875 1 500 750 ; 2250
2 500 i 250 3 750 3 000 I  500 4  500
5 000 2 500 7500 6 000 3 000 9 000

J>

2. Ermäßigung der Bürgersteuer.
K o m m t in fo lge  Ä nderung  der E inkom m ensteuerve ran 

lagung eine E rm äß igung  der Bürgersteuer in  Frage, so ha t 
die Gemeinde die B e rich tigung  der S teueranforderung 
vorzunehm en. Bei A rbe itnehm ern  m uß sie eine en t
sprechende Beschein igung zur Vorlage bei dem A rb e it
geber aushändigen.

Z u  v ie l gezahlte Beträge werden e rsta tte t.

3. Erhöhung der Bürgersteuer.
Die E rhöhung  um  m ehr als eine Stufe b e w irk t be

sondere A n fo rde ru n g  des M ehrbetrages, der einen M onat 
nach E m pfang der A n fo rde ru n g  fä llig  w ird .

4. Auch hier die Einheitswerte. Antrag!
Bei Ä nderung  der E inhe itsw erte  in fo lge  B erich tigung , 

R echtsm itte lentsche idung, Neufestste llung o. ä., durch 
die B e fre iung  oder E rm äß igung von  der Bürgersteuer 
begründet w ird , is t die Steuer a u f A n tra g  des S teuerpflich
tigen  „ in  Abgang zu s te llen“ . E rhöhung  in fo lge  der 
Ä nderung  m uß außer B e trach t gelassen werden.

V III .  S t a i i e l u n g  u n d  J a h r e s e i n 
k o m m e n .

Nach § 8 Abs. 4 B S tD B . g ilt  fü r  die Frage der Staffe
lung  (s. obigeTabelle Spalte 1a) —  z. B. ob der S teuerpflich
tige  in  die niedrigste Stufe (bis RM . 45°°*  Jahresein-

Beleg und B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 32 
10. Novem ber 1931 i xo B W echselsteuer (Versicherungsteuer) 

Um rechnungsätze ab 22. O ktober 1931 
—  E inh e itsw e rt (R enten)

V j

Zwei Steuernotizen

Steuer.

Ägypten . . .  
Argentinien

Belgien . . . .

B ra s ilie n ...................................
B ritisch -H ongkon g ...............
B ritisch -O stind ien .................
Britisch-Straits-Settlements .

Canada . 
Chile . . .

D ä n e m a rk ........
D a n z ig .............
E s tla n d .............
F in n la n d ..........
Frankreich 
Griechenland . . 
G roßbritannien.
H o lla n d ............
I ta l ie n ..............
Japan ...............

! B e r e c h n u n g  d e r  W e c h s e l -

3 / 1 5 4  ( B B - O r d n e r  i o  B )  m i t -

RM.

I P fu n d .......................... .........16,50
I Papierpeso

( 0,44 Goldoeso) . . ......... 0,90
I Belga

( “  5 belg. Francs)
I M ilre is .........................
I D o lla r .......................... ......... i,35
I R u D ie ..........................
I D o lla r .......................... ......... 2,35
I L e v ..............................
I D o lla r .......................... ......... 3,70
j ......... 0,40
I Tael (S ilbe r)...............

........  1,00
I G u ld e n ........................ . . . .  0,80
I K ro n e .......................... ..........  1,12
I M a r k ....................................... 0,11
X Frank .......................... ......... 0,16
I D rachm e..................... ........... 0,055
I Pfund S te rlin g ........ ...........16,00
I Gulden . . . ........... 1,70

L i r a ........
I Y e n .................

geteilten U m rechnungsätze zu r Berechnung der W echsel
steuer sind je tz t u n g ü ltig . M it  dem 22. O ktober 1931 sind 
folgende Um rechnungsätze in  K ra f t  getre ten:

Jugoslavien 
Lettland 
Litauen . . . .  
Luxemburg. 
M exiko . . . .

Norw egen............................................
Ö sterre ich ...........................................
Peru ....................................................
P o len ....................................................
P o rtu g a l..............................................
Rum änien...........................................
Schweden...........................................
Schweiz...............................................
Spanien .............................................
Tschechoslowakei.............................
T ü rk e i.................................................
U n g a rn ................................................
Union der Sozialistischen Sowjet

republiken.......................................

Uruguay .............................................
Vereinigte Staaten von Am erika

RM.

1 Dinar...................................  0,075
1 Lat........................................ 0.80
1 L ita s .................................... o.42
1 F ra n k .................................. 0.12
1 Silber-Peso.......................... i,4 °
1 Gold-Peso...........................  2,00
x K ro n e .................................. M 0
1 S ch illing.............................. °>53
1 peruanisches Pfund ............n ,4 °
1 Z lo ty ....................................  °>4Ö
1 Excudo................................. ° i I 5
1 L e u .....................................  0.025
1 K ro n e ..................................  i»00
1 F r a n k ......................................  0,80
1 Peseta................................... °»38
1 K ro n e ................................. °>I2 5
1 P fu n d ......................................  2,00
1 Pengö...................................  °»73

1' neuer Rubel
( y 10 Tscherwonetz)..........  2,16

1 Peso.......................................  MO
1 D o lla r .......................................  4.20

A n d e r e  a l s  d i e  v o r b e z e i c h n e t e n  W ä h r u n g e n  werden nach w ie vo r nach den B estim m ungen 

in  H e ft 10/1930 S. i.54 berechnet.
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kom m en) oder in  die nächsthöhere Stufe (bis R M . 6000.—  
Jahreseinkom m en) fä l l t  —  folgendes:

A ls  Jahrese inkom m en g ilt  das E inkom m en  i. Si. EStG, 
im  K a le n d e rjah r 1930 oder in  dem in  diesem Jah r enden
den S teuerabschn itt; is t der S teuerp flich tige  erst im  
Jahre 1931 unbeschränkt e inkom m ensteuerp flich tig  ge
worden, so is t das m utm aß liche  E inkom m en  des K a le n 
derjahres 1932 zugrunde zu legen.

H ie rbe i s ind W erbungskosten, Sonderleistungen und 
gegebenenfalls der s teuerfre ie E inkom m enste il abzu
ziehen, die Fam ilienerm äß igungen n ic h t abzuziehen; bei 
n ic h t ve ran lag ten  A rb e itnehm ern  sind  zu r A bge ltung  
der W erbungskosten und Sonderleistungen ohne R ü ck 
s ich t a u f die ta tsäch liche  Höhe stets RM . 500.—  vom  
B ru tto a rb e its lo h n  abzugsfähig.

U m faß t der S teuerabschnitt (Satz 2) m ehr oder weniger 
als 12 M onate, so is t fü r  die Berechnung der Bürgersteuer 
das a u f e in Jahresergebnis um gerechnete E inkom m en  
maßgebend.

Das E inkom m en  von Ehegatten, die n ic h t dauernd 
vone inander ge trenn t leben, is t in  jedem  Falle  zusam m en
zurechnen; dabei is t der steuerfre ie E inkom m enste il nu r 
e inm a l abzuziehen. j  j

IX.  R e c h t s m i t t e l .
1. Maßgebend sind  die Landesvorschriften .

2. Anfechtung nur gegen Höhe der Bürgersteuer.
Die A n fe ch tu ng  is t n u r aus dem Grunde zulässig, w e il 

s ich der S teuerp flich tige  du rch  die Höhe der Steuer oder 
dadurch beschwert fü h lt ,  daß die S teuerp flich t ( im  a ll
gemeinen oder in  der betreffenden Gemeinde) be jah t 
worden ist.

3. Der Einkommensteuerbescheid ist maßgebend.
W ie  w ir  bei der E inhe itsbew ertung  den F a ll haben, daß 

eine ganze A n za h l von  Steuern von dem E in h e itsw e rt
bescheid abhängen, so haben w ir  dies h ie r bezüglich  der

Bürgersteuer m it  der A bhän g ig ke it vom  E in ko m m e n 
steuerbescheid. E inw endungen gegen die Festste llung 
des E inkom m ens können also n u r durch  R ech tsm itte l 
gegen den Einkom m ensteuerbescheid, n ic h t aber durch 
solche gegen die Bürgersteuer geltend gemacht werden. 
H ie r heißt es also, besonders aufpassen.

X. S t r a f e n .
1. G rundsä tz lich  gelten die s tra frech tlichen  V o rsch riften  

der RAO .

2. Besonderheiten für Arbeitgeber.
Der A rbe itgeber h a t die E i n b e h a l t u n g  bei der 

nächsten a u f die F ä ll ig k e it fo lgenden Lohnzah lung  und 
die A b fü h ru n g  b innen einer W oche danach vorzunehm en. 
K o m m t der A rbe itgeber seiner V e rp flich tun g  zu r A  b- 
f  ü h r  u n g n ic h t rech tze itig  nach, so ha t er dies bis zum  
A b la u f dieser F ris t den Gemeindebehörden anzuzeigen, 
an die er die A b lie fe ru ng  hä tte  vornehm en müssen. U n te r
läß t er diese Anzeige inne rha lb  der festgesetzten F ris t 
( inne rha lb  deren er die A b fü h ru n g  hä tte  vornehm en 
müssen), so ha t er dam it eine S teuerzuw iderhandlung 
begangen, fü r  die § 413 Abs. 1 R AO . eine O rdnungstra fe  
bis zu RM . io  000.—  androh t.

Ob an Stelle der O rdnungstra fe  eine Bestra fung  wegen 
S teuerh in te rz iehung v e rw irk t is t, hängt davon ab, ob der 
P flich tige , als er die A b fü h ru n g  und  die Anzeige u n te r
lassen ha t, m it  dem Vorsatz, Steuere innahm en zu ver
kürzen , gehandelt hat.

3. Haftung des Arbeitgebers.
Soweit die Bürgersteuer durch  E inbeha ltung  eines 

Lohn te ils  zu e n trich te n  ist, h a fte t der A rbe itgeber fü r  die 
von ih m  einzubehaltenden Beträge.

X I. I n k r a f t t r e t e n .
Die vo re rw ähn ten  B estim m ungen sind rü ckw irke n d  

vom  t .  A p r il 1931 in  K ra f t  getreten.

I I .  Für die bevorstehende Einheitsbewertung. Bewer
tung auf bestimmte Zeit beschränkter Nutzungen 
oder Leistungen (einschließlich Renten).

Nach dem U rte il des R F H . vom  27. Januar 1931 I  e A  
264/30 (R S tB l. 1931 S. 294) is t „d e r  G esam twert e iner 
au f bestim m te Z e it beschränkten Rente, solange fü r  die 
Berechnung des W erts e iner lebenslänglichen Rente m it 
R ücks ich t au f die höheren Z inssätze der N achkriegszeit 
an Stelle der im  § 145 Abs. 2 R AO . a .F .1) vorgesehenen

*) A n  die Stelle von § 145 Abs. 2 RAO. a. F . is t unverändert § 18 Abs. 2 
RbewG. 1931, an die Stelle von § 57 Abs. 2 Rbew.VSt.DB 1925 (§ 53 Abs. 2 
Rbew.VSt.DB. 1928) is t m it  den gleichen Vervielfachungszahlen § 45 Abs. 2 
Nr. 2 Rbew.VSt.DB. 1931 getreten.

die erm äßigten Verv ie lfachungszah len  des § 57 Abs. 2 
R bew .V S t.D B . 1925 (§ 53 Abs. 2 R bew .V S t.D B . 1928) 
maßgebend sind, in  der Regel un te r Zugrundelegung eines 
Zinssatzes von 5,5 v. H . (s ta tt 4 v. H .) zu berechnen.“  

Das U rte il ha t fü r  die gegenwärtige Rechtslage bei der 
Reichsbewertung und der au f ih r  aufgebauten Bew ertung 
zu r E rbschafts teuer Bedeutung.

Berechnungstabelle
über den gegenwärtigen K a p ita lw e rt e iner Rente, N utzung 
oder Le is tung  von  5,5 v. H . im  W erte  von  e iner Reichs
m a rk  au f eine bestim m te A nzah l von  Jahren.

Anzahl
der

Jahre

Kapitalw ert 

RM. Rpf.

Anzahl
der

Jahre

Kapitalwert 

RM. Rpf.

Anzahl
der

Jahre

Kapitalwert 

RM. | Rpf.

Anzahl
der

Jahre

Kapitalwert 

RM. Rpf-

1 1 0,0 26 M 4i,4 51 17 93,2 76 18 85,4
2 1 94,8 27 14 66,2 52 17 99,7 77 87,1
3 2 84,6 28 14 89,8 53 18 05,8 78 18 88,7
4 3 69,8 29 15 12,1 54 18 n ,7 79 18 90,3
5 4 50,5 30 15 33,3 55 18 i7 ,3 18 91,7
6 5 27,0 3 i 15 53,4 56 18 22,5 18 93,i
7 5 99,6 32 15 72,4 57 18 27,5 82 18 94,4
8 6 68,3 33 15 90,4 58 18 32,2 83 18 95,8
9 7 33,5 34 16 07,5 59 18 36,7 84 18 96,8

10 7 95.2 35 16 23-7 60 18 41.0 85 18 97,9
11 8 53,8 36 16 39,1 61 18 45,o 86 18 99,o
12 9 09,3 37 16 53,8 62 18 48,8 87 19 00,0
13 9 61,9 38 16 67,4 63 18 52,4 88 19 01,0
M 10 n ,7 39 16 80,5 64 18 55,8 89 19 01,8
15 10 59,o 40 16 92,9 65 18 59,i 90 19 02,7
16 11 03,8 4i 17 04,6 66 18 62,2 9i 19 03,5
17 11 46,2 42 17 15,7 67 18 65,1 92 19 04,3
18 11 86,5 43 17 26,3 68 18 67,9 93 19 05,0
19 12 24,6 44 17 3«,3 69 18 70,5 94 19 057
20 12 6o,8 45 17 45,8 70 18 73,o 95 19 06,3
21 12 95,0 46 17 54,8 71 18 75,3 96 19 06,9
22 13 27.5 47 17 63,3 72 18 77,8 97 19 07.5
23 13 58,3 48 «7 7«,4 73 18 79,7 98 19 08,1
24 13 87,5 49 *7 79,0 74 18 s i,? 99 19 08,6
25 14 «5,2 50 «7 86,3 75 18 83,8 100 19 09,1
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Beleg und B ilanz 10 B Um satzsteuer
4. Jahrgang, H e ft 32 8 • Kosten
10. Novem ber 1931 n Verpackung, Beförderung

Ratschläge aus der Steuerpraxis in Reich und Ländern
Umsatzsteuervoranmeldung

am 10. November richtig abgegeben?
In  Heft 25 8 . 395/396 [BB-Ordner 10 B ) wurde mitgeteilt, daß vom 10. 11. 1931 an bei Um

sätzen über BM. 20 000.—  „ Umsatz in dem im Kalenderjahr 1930 zu Ende gegangenen Steuer
abschnitt“  —  wieder monatlich Voranmeldungen abzugeben und monatlich Vorauszahlungen zu 
leisten sind.

Hier ist mit Rücksicht auf Zweifel bei der Ausfertigung der Voranmeldungen die Rede von der 
Umsatzsteuerfreiheit der Kosten für Warenumschließung, Beförderung und Versicherung. Unter 
welchen Voraussetzungen dürfen solche Auslagen in  den Umsatzsteuererklärungen und - Voranmel
dungen als steuerfrei abgesetzt werden? Bei der Besprechung dieser Frage beschränkte sich der Ver
fasser einfachheitshalber und des leichteren Verständnisses wegen nur auf diejenigen Fälle, die den 
Leserkreis von BB praktisch interessieren dürften.

Die E n tw ic k lu n g  des Um satzsteuerrechts h a t an dem 
grundlegenden B egriff des Entgelts, d. i.  der Gegenleistung 
des Em pfängers einer Sache, festgehalten. U n te r dem 
Begriffe „E n tg e lt “  is t alles zu verstehen, was der Le i
stungsberechtigte (K äu fe r) aufwenden m uß, u m  die L ie fe 
rung  oder Le is tung  von  dem Le is tungsve rp flich te ten  
(V e rkäu fe r) zu e rha lten . Das E n tg e lt is t also die R o h 
e i n n a h m e ,  die dem' V e rkäu fe r a u f G rund einer L ie fe 
run g  oder Le is tung  zu fließ t. D a m it is t schon gesagt, daß 
Auslagen und W erbungskosten g rundsä tz lich  n ic h t ab
gezogen werden dürfen , selbst dann n ich t, w enn der L ie fe 
ra n t Auslagen in  der g le ichen Höhe, w ie  sie ih m  ta t
sächlich erwachsen sind, sich e rsta tten  läß t, oder wenn 
das berechnete E n tg e lt n ic h t aus e iner Summe besteht, 
sondern die R echnung au fge te ilt (spezifiz ie rt) is t. A uch  
die Tatsache, daß der L ie fe ra n t Z w angve rkäu fe  a u s füh rt 
oder bei der W a ren lie fe ru n g  oder Le is tung  Verluste  er
le idet oder an feste Preise gebunden ist, die ke inen  oder 
n u r einen geringen G ew inn erzie len lassen, ändert n ich ts 
an diesem Grundsätze.

Außer den durch lau fenden Posten, die ke ine E innahm en 
au f G rund eigenen Forderungsrechts des Z ah lungs
empfängers darste llen  und  von  den Auslagen und U n 
kosten scharf zu unterscheiden sind, dürfen  Abzüge von 
den erz ie lten  R ohe innahm en n u r in  ganz w enigen A u s 
n a h m e  fä lle n  vorgenom m en w erden. Sie s ind im  U m 
satzsteuergesetz (U S tG .) ausd rück lich  geregelt.
W a n n  s i n d  V e r p a c k u n g s k o s t e n  a b 

z u g f ä h i g ?
K ra f t  § 8 Abs. 6 U StG , dü rfen  die Kosten der W aren 

um schließung dann vom  E n tg e lt abgezogen werden, wenn
1. die W a r e n u m s c h l i e ß u n g  vom  Em pfänger 

dem L ie fe re r z u r ü c k g e g e b e n  w ird , und  der 
L ie fe re r sie auch z u rü c k n im m t;

2. der K a u f p r e i s  u m  den a u f die W arenum schlies- 
sung en tfa llenden T e il g e m i n d e r t  w ird .
Beide Voraussetzungen müssen vo rlie ge n ; andern

fa lls  is t die V ergünstigung  ausgeschlossen.
Der Begriff „Warenumschließung“ 
um faß t n ic h t nu r die W arenum sch ließung im  engeren 
Sinne des W ortes (Fässer, Säcke, K is ten , Verschlage, 
Schachteln usw .), sondern auch sonstige Verpackungs
m itte l, w ie  Packpapier, S troh, S tricke, B indfaden u. ä. 
D ie  K osten  der V ornahm e der V erpackung, also der V er
packungshandlung, d ü rfen  n ic h t als W arenum schließungs
kosten angesehen werden. A u f derartige  Kosten bezieht 
s ich die S teuervergünstigung des § 8 Abs. 6 UStG , n ich t.

Es is t fü r  die A b zugs fäh igke it der Kosten fü r  W aren 
um schließung ohne Bedeutung, ob die Kosten m it  dem 
K au fp re is  in  e iner Gesamtsumme oder ausgeschieden vom  
K au fp re is  des Hauptgegenstandes, also ge trenn t in  Rech
nung geste llt s ind.
Es ist auch gleichgültig,
ob die R ü ck lie fe ru n g  der W arenum sch ließung von vorne- 
here in ve re inba rt, der A bnehm er v ie lle ic h t dazu sogar 
ve rp flich te t is t, oder ob sich der L ie fe re r erst nach träg lich  
dazu bere it e rk lä rt.

W ird  aber die W arenum sch ließung dem L ie fe re r zu rü ck 
gesandt, doch n ic h t als V e rpackung der von ih m  ge
lie fe rte n  W aren , sondern bei G egenlieferungen (Tausch
geschäften) an ih n  als ih m  berechnete V erpackung der an 
ih n  ge lie ferten W aren , so is t die e rw ähnte  S teuervergün
s tigung  n ic h t anwendbar. In  beiden F ä llen  is t v ie lm ehr 
das G esam tentgelt e insch ließ lich  des au f die W a ren u m 
schließung en tfa llenden Teiles zu versteuern.
Vielfach vergüten Lieferanten
fü r  die zurückge lie fe rte  W arenum sch ließung n ic h t den 
vo llen  h ie fü r in  R echnung gestellten Betrag, sondern n u r 
einen B ru ch te il dieser Kosten, etwa zwei D r it te l.  Regel
m äßig befindet sich in  der R echnung e in  entsprechender 
H inw e is . In  e inem  solchen Falle  dü rfen  n u r die w irk lic h  
erlassenen oder e rs ta tte ten zwei D r it te l der Verpackungs
kosten vom  s teuerp flich tigen  E n tg e lt abgezogen werden, 
da ja  n u r insow e it der rechnungsm äßige K au fp re is  fü r  die 
R ü ck lie fe ru n g  gem indert w ird .
U n d  d ie  K o s t e n  f ü r  B e f ö r d e r u n g

u n d V e r s i c h e r u n g?
Bere its § 5 Abs. i  des a lten  UStG , vom  26. J u li 1918 

erlaubte  in  gewissem Um fange den A bzug der Auslagen 
fü r  Be fö rderung  und V ers icherung. § 8 Abs. 5 des heute 
gü ltigen  U StG , vom  8. M ai 1926 is t au f den frühe ren  e in 
schlägigen V o rsch rifte n  aufgebaut. Nach ih m  sind die
jen igen  Beträge n ic h t als E n tg e lt anzusehen, die vom  
Le is tungsve rp flich te ten  (V e rkä u fe r) fü r  die Beförderung 
und  Vers icherung  der Gegenstände, a u f die s ich die V er
p flich tu ng  (z. B. durch  K a u f) bezieht, i n  R e c h n u n g  
g e s t e l l t  werden, soweit durch  sie die A u s l a g e n  
des Le is tungsve rp flich te ten  (V erkäu fe rs) fü r  die Beförde
run g  und  V ers icherung  e r s e t z t  werden. D ie  V o rs c h rift 
in  ih re r  heu tigen  Fassung so ll verm eiden, daß bestim m te 
Vorgänge doppelt besteuert, m it  U m satz- und  m it  Be
förderungsteuer belastet werden und  so ll außerdem den 
Spediteuren, deren Auslagen in  der Hauptsache ja  Be
fö rderungskosten sind, E rle ich te ru n g  schaffen.

Es hande lt sich um  eine selbständige V o rs c h rift, die 
nach der V erkehrsauffassung auszulegen is t. Dem nach 
gehören zu r Be fö rderung
alle Handlungen, die zur Fortbewegung des Gutes

von dem Abgangsorte zum Bestimmungsorte er
forderlich sind.
Dagegen gehören n ic h t h ie rhe r die Verpackungshand

lu n g  sowie die E in lage rung  vo r und nach der Beförde
ru n g ; K osten  h ie fü r s ind also a u f jeden F a ll von  der e r
w ähn ten  S teuerbefre iung ausgeschlossen. D ie  V e rg ü ns ti
gung so ll le d ig lich  der Ü be rfüh rung , dem T ransport, zu
gute kom m en. Dabei is t es vo llko m m e n  g le ichgü ltig , 
durch  welches V e rke h rsm itte l und Verkehrsun te rnehm en 
(Bahn, Post, K ra ftw agen , S ch iff usw.) die B eförderung 
geschieht. A ls  Beförderungskosten is t h in s ic h tlic h  der 
F ra ch t n u r die F ra c h t vom  Lager des L ie fe re rs bis zum  
Lager des A bnehm ers anzusehen, n ic h t aber auch die 
V o rfra c h t, die durch  die B eförderung bis zum  Lager des 
L ie fe re rs entstanden is t (U r te il des R F H . vom  26. N ovbr. 
1926 V  A  523 /26).
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Die V o rs c h rift setzt voraus, daß die Beförderungs
le is tung  eine N e b e n l e i s t u n g  zu r E rfü llu n g  der 
vertragsm äßigen L ie fe rung  b ilde t, und daß das E n tge lt 
fü r  diese Nebenleistung bei dem L ie fe re r eine Auslage 
darste llt.
Die Vergünstigung ist ohne weiteres ausgeschlossen, 

wenn
also die Be fö rderung  als solche den Gegenstand der L e i
stung b ilde t, wenn z. B. e in M eh lhänd le r m it  seinem n ich t 
vo ll ausgenutzten Lastk ra ftw agen  gegen E n tg e lt F ah rten  
fü r  andere Personen (Lo h n fu h re n ) u n te rn im m t oder gar 
dann, wenn er seinen K ra ftw agen  anderen Personen gegen 
E n tge lt fü r  kürzere  oder längere Z e it zu r B enützung über
läß t (ve rm ie te t). Diese E innahm en sind une ingeschränkt 
zu versteuern, da die U m satzsteuerpflich t sich auch auf 
a lle  Neben- und H ilfsgeschäfte  erstreckt, die e in  U n te r
nehmen m it  sich b rin g t. Kosten fü r  die Ü b e rm ittlu n g  
von N achrich ten  (B rie fp o rto , Telegram m - und Fernsprech
gebühren) sind bei Unternehm en, die sich m it  der H er
s te llung von  W aren  oder dem Handel m it  solchen be
fassen, ke ine abzugsfähigen Beförderungskosten. Es 
handelt sich dabei weder um  durch laufende Posten noch 
um  Beträge, die der K a u fm an n  fü r  die Beförderung der 
Gegenstände, auf die sich die L e i s t u n g s p f l i c h t  
b e z i e h t ,  in  Rechnung s te llt ;  es sind v ie lm ehr Aus
lagen w ie  andere Geschäftsunkosten, die dem K a u fm an n  
gelegentlich der A u s fü h ru n g  des K au fve rtrages  erwachsen. 

Der Abzug der Beförderungskosten is t unzulässig,
wenn der Lieferer die angefallenen Beförderungs

kosten dem Erwerber nicht berechnet,
sich also zum  festen, gleichbleibenden Preise auch zur 
A b lie fe ru ng  am  Bestim m ungsorte  v e rp flich te t; denn inso
w e it werden die Beförderungskosten n ic h t „ in  Rechnung 
geste llt“ .

Es genügt z. B. n ich t, daß der Abnehm er aus den T a rifen  
der B ahn und im  E inze lfa lle  aus dem F rach tb rie fe  er
sehen kann , welche Frachtauslagen der L ie fe re r gehabt 
hat, denn der A bnehm er kann  daraus n ic h t ersehen, m it  
welchem  Betrage der L ie fe re r die F rach tkosten  in  den 
Gesamtwarenpreis ta tsäch lich  e in k a lk u lie rt, d. h. in  
Rechnung gestellt ha t.
Zur Inrechnungstellung ist aber nur erforderlich,
daß der Bezieher der W are e rkennt, welche aufgewen
deten Auslagen der L ie fe re r von  ih m  zug le ich m it dem 
E n tge lt fü r  die W aren  verlang t. G le ichgü ltig  ist, ob ein 
Nettopre is ve re inba rt w ird  und dazu die Versandkosten 
aufgeschlagen werden, oder ob e in  diese m itum fassender 
Gesamtpreis berechnet w ird , wenn er nu r in  die Berech
nungsposten, bestehend aus dem W arennettopre is  und 
den Versandkosten, in  einer dem Em pfänger e r k e n n 
b a r e n  W eise zerlegt w ird . Es is t n ic h t notw endig, daß 
diese Zerlegung schon beim  Abschluß des K au fve rtrages 
z iffe rnm äß ig  zum  A usd ruck  k o m m t; es genügt auch die 
Zerlegung gelegentlich der Übersendung m indestens da.nn, 
wenn aus der Beste llung hervorgeht, daß nach A bs ich t 
der Vertragschließenden im  K au fp re is  fü r  die W are  die 
von vorneherein  in  ih rem  Betrage feststehenden und 
beiden Teilen bekannten Versandkosten eingerechnet sind 
(z. B. wenn Kaffee lt .  Beste llka rte  im  Wege des Post
nachnahm everfahrens zugeschickt werden so ll).

D ie Steuerbefre iung nach § 8 Abs. 5 UStG , ha t zur 
Voraussetzung, daß die ta tsäch lich  erwachsenen Beförde
rungsauslagen vom  L ie fe re r dem A bnehm er der W are 
in  R echnung gestellt werden. Diese Voraussetzung is t 
dann n ic h t e r fü llt ,  w enn der L ie fe ra n t n ic h t die bei der 
e inzelnen Sendung von ih m  aufgewendeten Beförderungs
kosten dem Abnehm er in  R echnung s te llt, sondern fü r 
Be fö rderung  oder gar fü r  Beförderung und V erpackung 
zusammen einen Pauschalbetrag in  Höhe von  beispiels
weise s v. H . des Rechnungsbetrages dem W arenpreise 
h inzusch lägt. Mag diese Berechnungsart nach den vom  
L ie fe re r gem achten E rfa h ru n g e n  im  Jahresergebnisse 
auch zutreffend sein, sie is t m it der gesetzlichen V o rsch rift 
doch n ic h t vere inbar. Dem  A bnehm er müssen die vom  
L ie fe re r fü r  die e i n z e l n e  Sendung verauslagten 
Beförderungskosten e rkennbar sein (R F H . U rt. v. 17. Jun i 
1927 V  A  197/27 R S tB l. 1927 S. 193 Nr. 379).

Aus dem gleichen Grunde kann  die S teuerbefreiung 
n ic h t beansprucht werden, wenn
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die Beförderungskosten nach Durchschnittsätzen für 
eine Reihe von Beförderungen

berechnet werden (R F H . U rt. v. 21. M ai 1928 V  A  742/ 27
—  R StB l. 1928 S. 303). Beförderungskosten, die nach 
irgendeinem  Schlüssel au f säm tliche be te ilig ten  Kunden 
um gelegt werden, sind als G eneralunkosten zu betrachten 
und dürfen  deshalb vom  steuerp flich tigen  E n tge lt n ich t 
abgezogen werden. Der R eichsfinanzhof ha t m it  einer 
Reihe von Entscheidungen den engeren B egriff der In 
rechnungste llung  durch das allgem eine E rfo rde rn is  dei 
E rke n n ba rke it der Beförderungskosten ersetzt. E ine noch 
weitergehende Auslegung, wonach es z. B. genügt, daß 
die V ertragsparte ien die Kosten n ach träg lich  e rfahren, ist 
n ic h t angäng ig ; insbesondere kann
die nachträgliche Ausfüllung der Ziffern in den 

Rechnungsdurchschlägen des Lieferers
um satzsteuerrech tlich  n ic h t als In rechnungs te llung  an
e rka n n t werden (R F H . U rt. v. 30. M ai 1930 V  A  980/29
—  ,,St u, W “  1930 RSpr. 1160).

Der R eichsfinanzhof hat auch in  einem  Falle, in  dem 
eine F irm a  ih ren  Abnehm ern „ f r e i  B es tim m ungso rt“  
lie fe rte  und einen Gesamtpreis, in  dem ein Betrag fü r  
Beförderungskosten m ite ingerechnet w ar, noch eine In 
rechnungste llung  angenom men. Dabei hatte  aber die 
F irm a  den Beförderungskostenzuschlag fü r  jede einzelne 
Sendung an H and der E isenbahntarife  nach den F rach t- 
und sonstigen Beförderungskosten so zuverlässig  als m ög
lic h  berechnet und danach dem W arenpre is  h inzuge
schlagen; die K unden w aren durch V erg le ich  der Rech
nung m it dem ihnen überlassenen M usterbuch und ähn
lichen  P re is lis ten jederze it in  der Lage, den Beförderungs
kostenzuschlag zu errechnen. Beide Parte ien haben also 
m it  e iner gewissen Höhe der Beförderungskosten als Teil 
des Gesamtpreises der einzelnen Sendung gerechnet. W enn 
sich die Beförderungskosten, w ie in  diesem S tre itfä lle  es 
w ar, im  voraus in  ih re r w irk lic h e n  Höhe n ic h t genau be
rechnen lassen (z. B. wegen besonderer Verhä ltn isse bei 
der A bgangsta tion), so genügt es, wenn die Beförderungs
kosten au f einen dem Em pfänger erkennbaren Annähe
rungsbetrag berechnet werden (R F H . U rt. v. 7. A p r il 
1930 V  A  559/29 —  St u. W . 1930 RSpr. 642).

D ie Beförderungskosten sind
nicht abzugsfähig, wenn siekeine Auslagen darstellen.
Dies is t z. B. dann der F a ll, wenn der Le is tungsverp flich te te  
seine W aren  m it  eigenen Fahrzeugen zu fahren  oder durch 
seinen Boten zu tragen läßt. Der Abzug is t stets nu r in  
der Höhe zulässig, in  der die Auslagen entstanden sind. 
M acht also der L ie fe re r bei der Kostenberechnung einen 
„S c h n it t “ , so da rf er jedenfa lls  den Betrag n ic h t ab- 
ziehen, der über die Auslage hinausgeht.

Der gewöhnliche F a ll der E rs ta ttun g  der in  Rechnung 
gestellten Auslagen is t derjen ige, daß der L ie fe re r dem 
Em pfänger die verauslagten Beträge in  R echnung s te llt, 
der E m pfänger sie an den L ie fe re r za h lt und le tz te re r (. 
den F ra ch tfü h re r entschädigt. D ie Beförderungskosten 
sind aber auch dann n ic h t als s teuerpflich tiges E n tge lt 
anzusehen, w enn sie zw ar vom  L ie fe re r in  Rechnung 
gestellt s ind, jedoch
von dem Empfänger für den Lieferer u n m i t t e l 

b a r  an den Frachtführer gezahlt
werden (G utach ten  d. R F H . v. 2. J u li 192b V D 3 /26  S • 
R S tB l. 1926 S. 236 N r. 346).

D ie Kosten der V ers icherung sind ebenso w ie  die der 
B eförderung zu behandeln. A uch  h ie r beschränkt sich die 
V ergünstigung  au f die ta tsäch lich  erwachsenen Auslagen.
D er L ie fe re r kann  also n ic h t etwa eine Quote fü r  Selbst
vers icherung absetzen.

Z um  Schlüsse sei noch darauf h ingewiesen, daß die A b
züge fü r  Verpackung, Beförderung und V ersicherung 
bei der Anmeldung der Umsätze nicht vorweg vor

genommen
werden dürfen, sondern in  der U m sa tzsteuererk lä rung  
oder -V o ranm e ldung  besonders e rs ich tlich  zu machen 
sind. Solange die Um satzsteuerfestsetzung noch n ich t 
R ech tskra ft e rlang t hat, können diese Abzüge auch noch 
nach Abgabe der U m sa tzsteuererk lä rung  (V o ra n m e l
dungen) geltend gem acht werden. Veran laß ten fa lls  emp
fie h lt sich vorherige E rku n d ig un g  beim  zuständigen 
F inanzam t. S teuerinspektor M ax W a r t b i e . g l e r .
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11 C I S teuers tre itfä lle :
Rundschau (19) 
E S tG .; KS tG .

Leitsätze für Steuerstreitfälle

Rund um die neuesten Entscheidungen für den Praktiker (19)
I. Werbungskosten oder nicht?

1. U m z u g s k o s t e n .
Um zugskosten können W erbungskosten oder Lebens

ha ltungskosten sein. D ie A nnahm e, es handle sich um  
W erbungskosten, is t ge rech tfe rtig t, w enn die Um zugs
kosten n ic h t durch Übergang in  eine w esentlich  andere 
Lebenste llung ve ran laß t sind. (U . v. 15. 4. 1931 V I  A  
1555/30 § 18 Abs. 1 Nr. 2 EStG.)

2. Z u w e n d u n g e n  a n  U n t e r s t ü t z u n g s 
k a s s e n .

Zuw endungen an U nterstützungskassen (§ 17 Abs. 1 
Nr. 7 EStG .) sind dann n ic h t abzugsfähig, w enn der 
Betriebsinhaber oder seine A ngehörigen M itg liede r der 
Kasse sind. Scheidet der Betriebsinhaber aus der Kasse 
aus, ohne daß ih m  w ährend seiner M itg liedscha ft L e i
stungen der Kasse zugute gekom m en sind, so is t der A b 
zug auch fü r  die zurückliegenden Steuerabschnitte, in  
denen der Betriebsinhaber noch M itg lie d  w a r, zuzulassen. 
(U . v. 25. 3. 1931 V I  A  1678/30 § 17 Abs. 1 N r. 7 E S tG .).

3. U m b a u  u n d  E r h a l t u n g s a u f w a n d .
Abzüge fü r  E rha ltungsau fw and  sind bei U m bauten zu

lässig, w enn ta tsäch lich  A u fw endungen fü r  die E rh a l
tu n g  des a lten  B auw erks gem acht w erden ; sie sind unzu
lässig, w enn solche A u fw endungen durch den Um bau er
spart w erden. (U . v. 29. 10. 1930 V I  A  1277/30 § 16 
EStG.)

4. B a u z i n s e n .
Bei e inem  P r iv a tm a n n  gehören die sogenannten Bau

zinsen n ic h t zu den H ers te llungskosten  eines Hauses. 
(U . v. 5. 11. 1930 V I  A  1097/30 § 16 EStG.)

5. A u f w e n d u n g e n  d e s  E h e m a n n s  a l s  
W e r b u n g s k o s t e n  d e r  E h e f r a u .

A uch  A ufw endungen  des Ehem anns im  Interesse eines 
Betriebes, an dem die E he frau  als M itun te rn eh m e rin  
be te ilig t is t, können  als W erbungskosten  der E he frau  
be rü cks ich tig t werden, und zw ar m uß dies bei der e in 
he itlichen  G ew inn festste llung  des U nternehm ens ge
schehen, n ic h t bei der E inze lve ran lagung  des Ehem anns. 
(U . v. 25. 6. 1930 V I  A  1299/28 § 16 Abs. 1 ES tG .)

6. A u s g a b e n  f ü r  B ü c h e r  u n d  Z e i t 
s c h r i f t e n .

Ob Ausgaben eines Facharztes fü r  Bücher und Z e it
sch rifte n  W erbungskosten sind oder der F o rtb ild u n g  im  
Berufe dienen oder der p riva te n  Lebenshaltung zuzu
rechnen sind, is t n ic h t danach zu entscheiden, ob die 
Ausgaben bei o b je k tiv e r  B e tra ch tu n g  vom  S tandpunkt 
der Steuerbehörde aus no tw end ig , zw eckm äßig oder ü b 
lic h  w aren , sondern danach, w e lchem  Z w eck  sie vom  
S tandpunkt des S teuerp flich tigen  und  seines Berufs aus 
gesehen d ienten. H ie rübe r kan n  n ic h t ohne A n h ö run g  
eines Sachverständigen g e u rte ilt werden. (U . v. I .  10. 
1930 V I  A  1688/30 § 17 Abs. 1 Nr. 4 EStG .)
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4 C B uch füh rungsau fgabe : Lösung N r. 4 
Vers icherungsagentur

10. N ovem ber 1931 Fl

Praktische Buchhalterschule /  Buchführungsaufgabe: L ö s u n g  z u  Nr .  4.

2 sehr gute Lösunqen sandten ein: Gustav Nichterlein, 1). und Karl Darmochwal, H.
1 weitere Lösung von Hans Möekel, W.-G. vermittelte keine U eher sicht über die, Geschäftslage, xoar aber

sonst richtig. .. .
Die 3 Einsender erhielten die ausgesetzte Buchpramie.

I. Der Kontenplan
einer G eneralagentur w ird  zweckmäßigerweise folgende 
K on ten  vorsch lagen:

Kasse
Postscheckkonto 
Bankkonto 
Vertreter-Konten 
Prämien 
Provisionen 
Schäden

I I .  Die Bilanz
und die V erlus t- und G ew innrechnung ergeben a u f G rund 
der in  unserer Aufgabe angefüh rten  Z ah len  folgendes B i ld :

D irektion
D irek t ion sunko sten 
Agentu runkosten 
P riva tkon to  
Bilanzkonto
V erlust- und Gewinnrechnung

B I L A N Z  am 31. Dezember 1931
A K T IV A PASSIVA

RM. RM.

Kas*' 430 — D ir e k t io n .............
Postscheckkonto...........
B a n k k o n to ....................
D irek tions-P räm ien .. . 
D irektions-Unkosten ..
Außenstände...................
P r iv a tk o n to .................
M obiliar ........................

1 735-—
2IÓ.---

. 17 5 i6-S°
14 682.---
12 716.—  

6 231.—
I . ---

Vertreterpräm ien . 
Eigene Präm ien . 
Gewinn . . .

6 111.60 
......... 11 404.90

53 527'50 53 527-5»

SOLL
am 31. Dezember 1931

Vertreterprovisionen . . . .

RM .
22 316.— Direktionsprovisionen ..

RM.

51 312.—
Agentu runkosten ............ 6 236.— __- —
Abschreibung a. M obilia r 
G e w in n ..............................

149.—  
22 6 l I .—

■ 51 312.— 5 i 312.—
= =

I I I .  Hierzu einige Erläuterungen:
Aus der Aufgabe unve rändert übernom m en sind folgende 

P o s itio n e n :

B ankguthaben R M . 216.-, Postscheckkonto RM . i 735--> 

Kasse R M . 430.— , P riv a tk o n to  RM . 6231. , D ire k 

tionsp rov is ionen  RM . 51 2 1 2 .— , D irek tionsp räm ien  

R M .17 516.50, A gentenpräm ien  RM . 6111.60, Agenten

prov is ionen  RM . 22 316.— , Außenstände RM . 12 716. ,

A gen tu runkos ten  R M . 6236.— .

Dagegen is t der B etrag fü r :
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Unterhaltszuschüsse des Vaters an den. Sohn a u i G rund 
einer V ere inbarung  sind bei der E inkom m ensteuer n ich t 
abzugsfähig. (U . v. 29. 10. 193°  V I  A  886/30 § 15 Abs. 1 
Nr. 3 EStG.)

8. M e i s t e r p r ü f u n g .
A ufw endungen fü r  die A b legung der M eis te rp rü fung  

durch einen Bäcker, der sein Gewerbe schon längere Z e it 
selbständig ausgeübt ha t, können W erbungskosten sein. 
(U . v. 5. 8. 1930 V I  A  1256/30 § 16 EStG .)

9. B e i t r ä g e  d e s  S c h o r n s t e i n f e g e r 
m e i s t e r s .

Bei Beiträgen, die e in  Schornste infegerm eister an eine 
seiner Erwerbsgenossenschaft angegliederte Kasse zur 
H in te rb liebenenversorgung sowie fü r  U n te rstü tzungen 
und  Sterbefälle le isten m uß, is t —  n ö tigen fa lls  durch 
Schätzung —  festzuste llen, w e lcher A n te il a u f die bei der 
G ründung der Kasse bereits vorhandenen W itw e n  und 
W aisen e n tfä ll t  und  w elcher T e il der V ersorgung des 
S teuerpflich tigen und seiner Haushaltsangehörigen dient. 
Der erste is t als W erbungskosten abzugsfähig, der zweite 
n u r (als Sonderleistungen nach § 17) insow e it, als es sich 
u m  Beiträge zu r Sterbekasse —  aber n ic h t fü r  U n te r
stü tzungen —  und zu r H in te rb liebenenverso rgung  in  
dem vorgeschriebenen R ahm en handelt. (U . v. 27. 8. 1930 
V I  A  1902/29 § 16 EStG.)

I I .  Zur Steuerbilanz.
1. W e r k w o h n u n g e n .

A u c h  w enn die M ie ten  sogenannter W erkw ohnungen  
keine angemessene V erz insung des B aukap ita ls  erm ög
lichen, b ra u ch t der gemeine W e rt dieser W erkw ohnungen  
n ic h t geringer zu sein als der Anschaffungspre is, da der 
N ach te il der geringen V erz insung des B aukap ita ls  durch 
die Rente aus dem Betriebe, dem die Gebäude dienen, 
w ieder aufgewogen werden kann. (U . v. 8. 8. 193°  V I  A  
317/30 § 19 Abs. 1 S. 2 EStG.)

2. Z u  h o c h  b e z a h l t e r  G e s c h ä f t s w e r t .
Behauptet der S teuerpflich tige u n te r B estä tigung durch

einen Sachverständigen, daß der bei der Übernahm e eines

Eigene Prämien
etwas e rhöh t worden, w e il

Eigene P räm ien  ........................................  fttA . 11 404.90
zuzügl. V e rtre te r-P rä m ie n  ..................... ,, 6 111.60

zusamm en den B etrag v o n ................... R M . 17 516.50,

d. i. den Betrag der D irek tionsp räm ien , ergeben müssen. 
Das K o n to  „D ire k tio n s p rä m ie n “  s te llt näm lich  das ge
samte P räm ienpo rte feu ille  der A g e n tu r dar, das stets 
gle ich der Summe der Salden der P räm ien -U n te rkon ten  

sein m uß. —  W e ite r sind die 

Direktionsunkosten
von  R M . 3140.—  au f RM . 14 682.—  e rhöh t w orden. —  
In  der Aufgabe sind die U nkosten n ä m lich  so n ied rig  an
gesetzt w orden, daß sie noch n ic h t 20%  des B ru ttogew inns  
erre ichen. E in  de ra rtig  n ied rige r U nkostensatz, noch 
dazu im  ersten Jahre des Bestehens der G eneralagentur, 
ersche in t n ic h t w ah rsche in lich . Der Unkostensatz is t 
daher a u f etw a 40%  e rhöh t worden. Diese E rhöhung  
e rfo lg te  zu Lasten der „D ire k tio n s u n k o s te n “  in  der A n 
nahme, daß die D ire k tio n  der Versicherungsgesellschaft 
sich, um  ih re n  neuen G eneralagenten zu e rm u tigen , bere it 
e rk lä rte , zunächst den größeren T e il der U nkosten zu 

übernehm en. Das 

Mobiliar
w urde au f R M . 1.—  abgeschrieben, w ie  das ja  meistens 

geschieht. Das K o n to

Schäden,
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Geschäfts angenommene Geschäftswert (goodw ill) zü 
hoch bezahlt is t, so is t zu  p rü fen, ob n ic h t von  A n fa n g  an 
ein w ertloser goodw ill bezahlt w a r oder ob der w irk lic h e  
gemeine W e rt b is zum  Ende des G eschäftsjahrs weg
gefa llen  oder in  einem  Maße w eniger w e rt geworden w ar, 
das eine A bschre ibung au f einen n iedrigeren gemeinen W e rt 
rech tfe rtig te . (U . v. 24. 9. 1930 V I  A  1500/30 § 19 EStG.)

3. B e s t r i t t e n e  V e r b i n d l i c h k e i t e n .  
Besteht fü r  den buch führenden Gewerbetreibenden am

B ilanzs tich tag  die G efahr, aus V e rb in d lich ke ite n  in  A n 
spruch genom m en zu werden, deren Schuldner zu sein 
er zw ar bestre ite t, die aber vo r dem B ilanzs tich tag  ent
standen w ären, so ka n n  er einen entsprechenden Passiv
posten einsetzen. (U . v. 17. 6.1931 V I A  354/ 31 §/ 3  EStG.)

4. V e r d e c k t e  G e w i n n a u s s c h ü t t u n g .  
E ine verdeckte G ew innausschüttung ka n n  in  e iner un 

angemessen hohen G esam tvergü tung  sow ohl fü r  die 
E in lage  eines s tille n  Gesellschafters w ie fü r  e in D a r
lehen liegen. (U . v. 2. 12. 1930 I  A  9 9 /3 °  § *3 EStG .)

5. M i e t w e r t  e i n e r  V i l l a ;
a) E in  K au fp re is , der e iner Konkursm asse gezahlt ist, 

is t ke ine geeignete Schätzungsgrundlage. (U . v. 
11. 3. 1931 V I  A  459/31 § 38 Abs. 3 EStG .)

b) D adurch , daß in  e inzelnen R äum en Berufsarbe iten 
e rled ig t werden, werden diese Räum e noch n ic h t ohne 
weiteres zu b e ru flic h  genützten, die be im  M ie tw ert 
auszuschalten s ind. (U . v . 18. 3. 1931 V I  A  10/31.)

c) B enutzung der Garage fü r  e inen B eru fsk ra ftw agen  is t 
be im  M ie tw e rt zu  berücks ich tigen . (U . v. 25. 3. 1931 
V I A  298 /31 .)

d) Bei E rm itt lu n g  des M ie tw erts  e iner V il la  s ind  die 
Schuldzinsen fü r  die A u fnahm e  frem den K ap ita ls  
n ic h t zu be rücks ich tigen .

A uch  dem Erlasse des R F H . 2209— 1 vom  16. 2. 
1929, w onach  bei N eubauv illen  4— 4 1Ä %  des E in 
he itsw erts als N e ttom ie tw e rt im  a llgem einen n ic h t 
zu beanstanden sind, ko m m t n u r die Bedeutung einer 
V erw a ltungsanordnung  zu, die A nnäherungsw erte
geben w ill.  (U . v. 2 5 .3 .1 9 3 1  V I  A  1962/30 § 38 
Abs. 3 EStG.)

das die von  der G eneralagentur bezahlten Schäden a u f
n im m t, w urde  vo r der B ilan z ie ru n g  gegen den Haben- 
Saldo der „D ire k t io n “ , in  deren A u fträ ge  die Schäden 

bezahlt w urden, aufgerechnet.

U. E. bot die Zusam m ensetzung der B ilanz  ke ine rle i 
S chw ierigke iten, dies umso w eniger, als weder A bschre i
bungen noch R ückste llungen zum  Kopfzerbrechen Anlaß  
boten. Der ausdrück liche  H inw e is , daß die angegebenen 
Z ah len  fin g ie rt seien, e rle ich te rte  die Lösung w e ite rh in  
inso fe rn , als dem Leser, der die M ühe n ic h t scheute, sich 
in  die Person unseres Generalagenten S tern fe ld  h in e in 
zudenken, die M ö g lichke it der Abänderung bei a llen  
K on ten , wo es ih m  zweckm äßig erschien, offen stand.

Gewiß ha t im  a llgem einen der B uchha lte r ke ine V e i- 
anlassung, zu entscheiden, ob eine Buchung eine Be
lastung  oder eine G u tsch rift d a r s t e l l t ,  denn dies e rg ib t sich 
u n m itte lb a r aus dem Buchungsbeleg. Jeder B uchha lte r 
aber, der m ehr le isten w il l ,  als m an von unselbständigen 
Organen verlangen kann , m uß prü fen  und  k r it is ie re n  
können. Es genügt n ich t, die au f e inem  Buchungsbeleg 
vorgeschriebene Buchung technisch r ic h tig  auszuführen, 
es muß v ie lm ehr darüber h inaus in  e inem  gewissen U m 
fange eine S te llungnahm e zu dem In h a lt  des Beleges e r
fo lgen, besonders in  der H in s ich t, ob die vorgeschriebene 
G u tsch rift bzw. Belastung n ic h t etw a s i n n w i d r i g  
ist. In  diesem Sinne e n th ie lt die Aufgabe ke ine P osition , 
bei der e in  begründeter Z w e ife l, ob es sich u m  „S o ll odei 
„H a b e n “  handelte, au ftauchen konn te .

D ip lo m ka u fm a n n  W a lte r K  1 e b b a.
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12 Beratung : Untervermietung (UStG. §§ i ,  8) — Ab
standsummen (EStG. § 16) Studiengelder (EStG. 
§ S6) _  Verzinsung /  Vorauszahlungen

Aus dem Tagebuch des Beraters
Für die Beantwortung von Fachfragen gilt folgendes:
/ D ie  e r s t e  B e r a t u n g  i n n e r h a l b  e i n  es V i  er  t e l j  a h r e  s i s t  k o s t e i i f r e i  wenn 

sie eine Briefseite nicht überschreitet; diese Vergünstigung gilt jeweils nur bis zum Ablauf des be- 
treffenden Vierteljahres. Für die erste darüber hinausgehende, angefangene Briefseite wird stets eine 
Auskunftsgebühr von RM. 3.— , für jede weitere angefangene Briefseite RM. 4.— erhoben.

2 Jede weitere Beratung innerhalb des gleichen Vierteljahres kostet je angefangene Briefseite RM. 4.—.
3. Jeder Anfrage ist die laufende Bezugsgeld cpiittung und Freiumschlag beizu egen.

Bei Anträgen auf Auskunft wird das Einverständnis mit den Bedingungen nach Ziffer lu .  2 Vorausgesetz .
4. TJeber die Auskunftsgebühr wird Rechnung erteilt. Der Betrag ist auf die im Kopf jedes Heftes ange

gebenen öeldkonlen der Muth’sehen Verlagsbuchhandlung in Stuttgart zu überweisen. _
5. Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Fnedrichstraße 44. 

Beantwortung erfolgt in der Reihenfolge des Eingangs.

Umsatzsteuer aus .Untervermietung eingerichteter
Räume (UStG. §§ 1, 8).
Im  Fragefall handelt es sich m it Bestimmtheit um die 

Vermietung eingerichteter Räume (vgl. hierzu die in  BB 
j> erschienenen Aufsätze). Die Umsatzsteuerpflicht hängt 

nicht davon ab, ob eine Absicht, Gewinn zu erzielen, vor
handen ist oder fehlt. Die Tatsache einer Lieferung oder 
Leistung gegen Entgelt genügt.

Das Finanzamt ist nach meiner Ansicht m it Sicherheit 
berechtigt, Umsatzsteuer aus der Untervermietung zu 
erheben. Es ist hier nicht anders, als wenn jemand möb
lierte Zimmer vermietet. Daß die Vermieter nur die Miete 

■ hereinbekommen, die sie selbst an die Gesellschaft zahlen 
müssen, besagt nichts. Beispielsweise muß auch die Kur
taxe, die ein Vermieter in einem Badeort von den Gästen 
einzieht, um sie unverändert und unvermindert an die 
Kurdirektion abzuführen, von dem Vermieter versteuert 
werden. Es handelt sich hier wie auch im Fragefall nicht 
um durchlaufende Gelder.

Wenn die Unter Vermieter die sämtlichen Räume weiter 
vermietet haben, warum entläßt die Gesellschaft diese 
Untervermieter dann nicht aus ihrem Vertrage und läßt 
sich die Mietverträge m it den dritten Personen über
tragen? In diesem Falle würde nur die Gesellschaft 
umsatzsteuerpflichtig sein.

Daß die Gesellschaft aus denselben Personen besteht 
bzw. zum Teil aus denselben Personen besteht wie die 
Summe der Untervermieter, kann die Auffassung des 
Finanzamtes nicht unrichtig machen. Die Gesellschaft 
ihrerseits wird die von ihr eingenommene Miete auch wieder 

, selbständig umsatzversteuern müssen. Sie ist also selb
ständiges Steuersubjekt.

Abstandsummen (EStG. § 16).
Nach meiner Auffassung gehört sowohl die Abstand

summe die für vorzeitige Räumung des Hauses bezahlt 
worden’ ist, wie auch die Abstandsumme, die die Nach
barn wegen Lichtfortnahme bei Umbau des Hauses er
halten haben, bei dem Geber des Geldes zu den Herstel
lungskosten bzw. Anschaffungskosten des dazu gekauften 
Hauses bzw. des Umbaus.

Nach RFH. V I A 928/29 v. 27. 11. 1929 betrachtet der 
RFH. die durch solche Abstandsummen erlangte Mög
lichkeit der Nutzung des betreffenden Hauses als gesondert 
bewertungsfähiges wirtschaftliches Gut. Seine Nutzung 
erstreckt sich über einen längeren Zeitraum.

Darüber hinaus wird man wohl auch m it Recht sagen 
können, daß es sich um Aufwendungen handelt, die der 
Käufer des Hauses deshalb gemacht hat, um seinen Plan 
der Herstellung eines einheitlichen Kaufhauses durch
führen zu können.

Beide Gesichtspunkte führen zur Aktivierung der ge
zahlten Abstandsummen, die im  Laufe der Zeit entspre
chend der Lebensdauer des Gebäudes abgeschrieben 
werden können.

y

Studiengelder u. Einkommensteuerermäßigung (E S tG .

§ 56).
W enn bezüglich  der B e rücks ich tigung  der S tudien

gelder der T och te r e in  besonderer A n tra g  gestellt worden 
is t, g le ichgü ltig , ob in  V erb indung  m it  der S teuererklä
run g  oder gesondert, m uß das F inanzam t einen Bescheid 
h ie rüber e rte ilen  bzw . in  dem Einkom m ensteuerbescheid 
über diesen P u n k t seine S te llungnahm e ku n d  tun .

Ohne eine solche entsprechende Mitteilung kann nicht 
angenommen werden, daß in den gemäß § 15 Abs. 1 
Ziff. 1 bis 3 EStG, abgezogenen Beträgen von RM. 740.— 
eine Ermäßigung auf Grund der gezahlten Studienkosten 
enthalten sei. Denn diesbezüglich würde die angeführte 
Bestimmung gar nicht in Betracht kommen können. 
Maßgebend ist vielmehr § 56 EStG., der trotz der nach 
dem Gesetzeswortlaut vorliegenden Sollvorschrift dem 
Steuerpflichtigen einen Rechtsanspruch auf die Berück
sichtigung besonderer wirtschaftlicher Verhältnisse, die 
auch in Aufwendungen für die Ausbildung von Kindern 
liegen können, geben.

Trotz dieser grundsätzlichen Anwendbarkeit ist aber 
nicht gesagt, daß bei Berücksichtigung aller Umstände 
nun auch tatsächlich eine Ermäßigung der Einkommen
steuer erfolgen müsse. In  dieser Beziehung von grund
sätzlicher Bedeutung ist das, was in der Entscheidung 
V I A 752/27 v. 30. 11. 1927 gesagt worden ist:

„W ie der Reichsfinanzhof wiederholt entschieden hat, 
kann allerdings die Anwendbarkeit von § 56 EStG, 
nicht davon abhängig gemacht werden, ob die Er
ziehung, die ein Steuerpflichtiger seinen Kindern zuteil 
werden läßt, nach den Standesverhältnissen geboten 
war oder nicht. Welche Erziehung ein Kind haben soll, 
haben ausschließlich die Eltern zu entscheiden. Daraus 
folgt aber nicht, daß ein Steuerpflichtiger, der ein Kind 
trotz unzureichender M ittel studieren läßt, wegen der 
Tatsache dieser Anwendungen allein die Vergünsti
gung des § 56 ohne weiteres beanspruchen kann. Jede 
Steuerermäßigung nach § 56 fä llt in  gewissem Sinne 
der Allgemeinheit zur Last, und es müssen die Rück
sichten auf die Allgemeinheit und den einzelnen in einen 
vernünftigen Ausgleich miteinander gebracht werden. 
Gerade bei solchen, dem Pflichtigen nicht zwangläufig 
erwachsenden Aufwendungen muß deshalb dem Pflich
tigen zunächst eine weitgehende Einschränkung seiner 
eigenen Bedürfnisse zugemutet werden. Erst wenn 
darüber hinaus die Belastung durch die Einkommen
steuer so schwer wird, daß ihre volle Tragung dem 
Pflichtigen eine weitere, nicht mehr zumutbare Ein
schränkung seiner Lebenshaltung auferlegen würde, 
wird § 56 EStG, anwendbar.“

Für Sie von besonderem Interesse hinsichtlich der Aus
sichten wird sein der Fall einer Entscheidung V I A 77°/3° 
v. 14. 5. 1930, da ein Vergleich m it Ihrem Fall besonders
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nahe lieg t. Ich  gebe Ihnen  nachstehend einen Auszug 
der Begründung, d a m it Sie die Verhältn isse r ic h tig  be
u rte ilen  können. „D e r  S teuerpflichtige bezieht e in  Ruhe
gehalt von RM . 17 912.— , fe rner aus selbständiger Be
ru fs tä tig k e it RM . 4933.—  und aus K ap ita lve rm ögen  
RM . 1812.— . E r besitzt e in Verm ögen von RM . 20 500.-. 
E r ha t eine E rm äß igung der E inkom m ensteuer gemäß 
§ 56 EStG , beantragt. Das F inanzam t ha t eine Erm äs- 
sigung um  RM . 150.- zugeb illig t, die V orins tanz die 
E rm äß igung au f R M . 750.—  erhöht. D ie Rechts
beschwerde des F inanzam ts is t begründet. D ie V orins tanz 
be rücks ich tig t die Studienkosten fü r  dre i Söhne in  Höhe 
von RM . 8190.—  und die Kosten fü r  K ra n k h e it der Ehe
fra u  in  Höhe von RM . 2990.— . Sie berechnet, um  w ie v ie l 
an Steuer w eniger zu zahlen wäre, wenn diese Ausgaben 
als abzugsfähig anzusehen wären. Sie ko m m t dabei zu 
einem  Betrage von RM . 1872.—  und finde t diesen im  
V e rh ä ltn is  zu dem E inkom m en  des S teuerpflich tigen 
sehr drückend. M it  diesen A usfüh rungen  ve rkenn t sie den 
Zw eck des § 56 EStG. Der S teuerpflichtige hat e in be
deutendes E inkom m en, dem irgendwelche P flich ten  zur 
R epräsentation n ic h t gegenüberstehen. W enn er fü r  
dre i Söhne S tudienkosten zu bezahlen hat, so lie g t darin  
an sich keine außergewöhnliche Belastung. E ine außer
gewöhnliche Belastung des S teuerpflich tigen w ar des
halb nu r in  geringem  Betrag anzuerkennen. Ih r  w ird  
durch die vom  F inanzam t zugestandene E rm äß igung in  
genügender W eise Rechnung getragen. Danach w ar die 
angefochtene Entscheidung aufzuheben und die Be
ru fu n g  des S teuerpflich tigen zurückzuw e isen .“

W enn m an einen V erg le ich  zu Ih re m  F a ll z ieht, w ird  
m an sagen müssen, daß eine erhebliche E rm äß igung der 
E inkom m ensteuer, besonders un te r den heutigen V er
hältn issen, w oh l kaum  in  B e tracht kom m en kann.

Zur Frage der Verzinsung überzahlter Vorauszah
lungen.
W enn das F ina n za m t Ih re r  Angabe entsprechend die 

Vorauszahlungen ta tsäch lich  nach § 99 Abs. 1 EStG, 
festgesetzt hat, dann ha t der S teuerpflich tige Anspruch 
au f V erzinsung der Vorauszahlungsbeträge, insow e it als 
die erstatte ten Beträge den Betrag übersteigen, der zu er
s ta tten  wäre, w enn n u r Vorauszah lungen nach § 95 EStG, 
geleistet w orden  wären.

Das geht h e rvo r aus e iner Entsche idung V I  A  794/30 
vom  15. 10. 1930. Der R F H . beschäftig t sich in  dieser 
Entscheidung zunächst m it  dem G utachten des großen 
Senats vom  25. 10. 1926, das den Grundsatz au fste llte , 
die nach § 102 Abs. 3 EStG, zu erstattenden Vorauszah
lungsbeträge seien n ic h t zu verzinsen. Der R F H . s te llt 
fest, daß die in  den G utachten au fgeste llten  Gesichts
punkte  sich n u r a u f die Festsetzung von Vorauszahlungen 
nach § 95 EStG, beziehen. W esentlich  anders sei die 
Rechtslage da, wo das F inanzam t die Vorauszahlungen 
nach § 99 Abs. x EStG, festgesetzt habe. Nach der Be
gründung e rg ib t sich die Höhe dieser Vorauszah lungen 
n ic h t u n m itte lb a r aus dem Gesetz und der zu le tz t fest
gestellten Steuerschuld, sondern das F inanzam t b e- 
s t i m m t  d i e  H ö h e  a u f  G r u n d  m e h r  o d e r  
m i n d e r  z u v e r l ä s s i g e r  S c h ä t z u n g  des 
später zu veranlagenden E inkom m ens durch  einen be

sonderen Festsetzungsbescheid. D ie Erwägungen, aus 
denen e in  Anspruch a u f V erzinsung bei E rs ta ttun g  der 
nach § 95 en trich te ten  Vorauszahlungen abzulehnen ist, 
tre ffen h ie r n ic h t zu. S te llt sich bei der Veran lagung 
heraus, daß die vom  F inanzam t nach § 99 Abs. 1 fest
gesetzten Vorauszahlungen zu e rsta tten sind, so s ind sie 
insow eit, als sie die Vorauszahlungen, die nach § 95 
geleistet werden müßten, übersteigen, zu U nrech t ge
le is te t worden, und zw ar g le ichgü ltig , ob das Vorgehen 
des F inanzam ts in  dem A ugenb lick , in  dem es die Voraus
zahlungen festsetzte, berechtig t w ar oder n ich t. Es lieg t 
nahe, h ie r u n m itte lb a r einen A nw endungsfa ll des § 128 
R AO  aF. anzunehm en, w e il die Rechtslage kaum  anders 
ist, als wenn e in  vo rläu fige r Steuerbescheid e rte ilt  worden 
is t und au f G rund der n iedrigeren Steuerfestsetzung in  dem 
endgültigen Steuerbescheid e in  Steuerbetrag e rsta tte t 
w ird . D i e  v o n  § 128 RAO . aF. g e f o r d e r t e  
A u f h e b u n g  d e s  F e s t s e t z u n g s b e s c h e i d s  
l i e g t  i n  d e r  V e r a n l a g u n g ,  b e i  d e r  s i c h  
z e i g t ,  d a ß  d i e  f e s t g e s e t z t e n  V o r a u s 
z a h l u n g e n  z u  h o c h  w a r e n .  Jedenfa lls aber 
is t e in den F ä llen  des § 128 RAO . aF. ähn liche r F a ll ge
geben, in  dem nach S inn und Zw eck der Reichsabgaben
ordnung und des Einkom mensteuergesetzes die V erz in 
sung der zurückgezah lten  Beträge e in tre ten  muß.

Im  F rage fa ll ha t das F inanzam t entgegen der E in ko m 
m ensteuererk lä rung  des S teuerpflich tigen die Steuer
schuld um  RM . 10 000.—  höher geschätzt. Diese H öher
schätzung hatte  eine entsprechend höhere Vorauszah
lungsfestsetzung zu r Folge. D ie Höherfestsetzung der 
Steuerschuld ist, w ie sich aus dem R ech tsm itte lve rfah ren  
ergeben ha t, zu U nrech t e rfo lg t. Der R ech tsm itte l
bescheid e rkenn t die E inkom m ensteuere rk lä rung  des 
S teuerpflich tigen v o ll an. H ie r lie g t also e in  E rsta ttungs
fa ll im  Sinne der §§ 151, 152 RAO . (frü h e r §§ 128, 129) 
nach m einer A u ffassung vor. Es hande lt sich n ic h t um  
Vorauszahlungen, die auf G rund einer „z u le tz t fest
gesetzten Steuerschuld“  zu zahlen waren. D ie R ich tig 
ke it dieser A u ffassung geht nach m einer M einung auch 
h e rvo r aus einer Entscheidung V I  A  1654/29 vom  16. 10. 
1929, die sich m it Verm ögensteuervorauszahlungen be
faßte. H ie r lag die Sache so, daß eine Verzinsung der 
Vorauszah lungen n ic h t in  B e tracht kam , w e il es sich um  
Vorauszah lungen au f G rund einer rech tsk rä ftig  fest
gesetzten Steuerschuld handelte, welche Vorauszahlungen 
sich led ig lich  un te r dem G esichtspunkt e iner späteren 
V eran lagung als zu hoch herausstellten. H ie r sagt der 
R F H . entsprechend dem oben erw ähnten G utachten, daß 
eine Verz insung der Vorauszahlungen n ic h t in  B e tracht 
kom m e. E r sagt aber, was fü r  Ih re n  F a ll von  Bedeutung 
ist, w ö r tl ic h : „D e r  Rechtsbeschwerde w ürde s ta ttzu 
geben sein, w enn es sich um  E rs ta ttung  einer nach der 
R ech tsm itte lentsche idung im  Steuerbescheide zu hoch 
festgesetzten Steuer handeln w ü rde .“

Der Bescheid, den Ihnen das F inanzam t au f G rund 
Ihres Verzinsungsantrages ablehnend e rte ilt ha t, geht 
au f diese D inge überhaupt n ic h t ein. Es is t fa lsch, wenn 
diese A b lehnung  behauptet, Vorauszahlungen seien 
grundsä tz lich  überhaupt n ic h t verzinsbar. V ie lm e h r is t 
eine V erz insungsp flich t gegeben in  den vorstehend von 
m ir  ausgeführten Fällen.
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